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Preisnachlass für Wohnungsumzüge! 
Die auf dieser Seite genannten Umzugsunternehmen  

gewähren Mitgliedern des Mietervereins zu Hamburg einen Nachlass  
von zehn Prozent auf den Umzugspreis!

Mitglied werden, Mitglieder werben – es lohnt 
sich! 

Genießen Sie die Vorteile einer starken Gemeinschaft und freuen Sie sich  
auf eine Prämie als Dankeschön für jedes neue Mitglied. 

040 / 66 23 91
Stadt- und Fernumzüge: Wir beraten Sie gern!

Seniorenumzüge inkl. Ein- und Auspacken

Tischler, Elektriker und Klempner

Entsorgen von Altmobiliar

Abrechnung mit Behörden und Arbeitgeber

Umzüge

AAB Rudolf Bauer GmbH                                             
Allgemeiner Allround-
umzugsservice 

Tel. 040 / 6 77 14 69                                 
Fax 040 / 66 21 81
E-Mail: info@bauerumzug.de                   

Tonndorfer Weg 21-23
22149 Hamburg
Deutschland
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Flexibilität,
Schnelligkeit,
scharf
kalkulierter Preis!

Unsere 
Top-Bewertung 
finden Sie unter 
www.qype.com 

Europaweit!

Benjamin 
Bewernick
Disponent

Michael 
Bewernick
Geschäftsführer

IHR UMZUGS-FACHBETRIEB

7TAGE DIE WOCHE – KOSTENLOSE RUNDUM-BERATUNG! 

UNSERE LEISTUNGEN:
Seniorenumzüge inkl. Ein- und Auspack-
service, Handwerkergestellung Tischler, 
Elektriker, Klempner, Malermeister
für Renovierungen

Verkauf und Verleih von Umzugsbedarf

Umweltfreundlicher Entsorgungsservice

Unverbindliche Besichtigung und
Kostenvoranschlag sind selbstverständlich
Abrechnung auch über Sozialamt,
Arbeitgeber und Bundeswehr

Umzüge und Transporte aller Art

Fuhlsbüttler Str. 248-250 · 22307 Hamburg

und 040/691 5101 · Fax: 040/697 91 323
040/691 51 51

Hirschberg Umzüge & Transporte e.K.

22089 Hamburg
Wandsbeker Chaussee 116

040 - 209 77 164

hanseatisch gründlich

Privat und Gewerbe
Haushaltsauflösungen
Einlagerung + Kartons
Montagen + Packarbeit
günstig + kurzfristig

www.hamburger-umzug.de

Umzüge – perfekt für Ihren Anspruch
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Umzüge preiswert und fair!
- Überseeumzüge
- Entrümpellungen
- Tischler
- Klempner
- Elektriker
- Malerarbeiten

* 10% Rabatt für Mitglieder im Mieterbund *

Walter Voss Spedition
Familienbetrieb seit 1928

040-788 018 09
E-Mail: info@wavo-trans.de
Internet: www.wavo-trans.de

Frühbucherrabatt
Seniorenumzüge
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die Bundesregierung hat sich auf 
der Weltklimakonferenz der Vereinten 
Nationen in Marrakesch für die Kli-
ma-Partnerschaft mit den mehr als 40 
Gründungsländern und internationa-
len Organisationen feiern lassen. Um 
nicht mit leeren Händen, ohne einen 
nationalen Klimaschutzplan, nach Mar-
rakesch zu fahren, hatte die Berliner 
Regierungskoalition in letzter Sekunde 
eine Einigung hinsichtlich der natio-
nalen Einsparziele beim CO2-Ausstoß 
bis 2030 erzielt.

In einer Nacht- und Nebelaktion 
wurde der Energiesektor der 
Industrie bei den CO2-Ein-
sparzielen entlastet – zum 
Nachteil des Gebäudesektors 
mit dem gesamten Wohnungs-
bestand. Vereinfacht ausge-
drückt: Die durch die Braunkohlein-
dustrie verursachte CO2-Belastung in 
Deutschland besteht fort und soll nun-
mehr durch noch stärkere Energieeffi-
zienz des Gebäudebestands kompensiert 
werden.

Es überrascht nicht, dass die zusätz-
liche Verschärfung der energetischen 
Standards an Gebäuden ohne ausrei-
chende finanzielle Fördermaßnahmen 
nicht nur bei den Mietern, sondern 
auch bei den Vermietern auf Unver-
ständnis stößt. Dabei wird nicht ver-
kannt, dass die energetische Sanierung 
von Wohngebäuden ein zentraler 
Gesichtspunkt des Klimaschutzes ist 
und zum Gelingen der Energiewende 
beiträgt.

Leider sind die aktuellen mietrechtli-
chen Regelungen und Fördermaßnahmen 
zur energetischen Sanierung so unzu-
reichend und unausge-
wogen, dass sie auf der 
einen Seite die Mieter 
extrem benachteiligen 
und auf der anderen 
Seite den so dringend benötigten Woh-
nungsneubau und die Sanierung im 
Bestand für die Vermieter nicht selten 
noch teurer machen. In Hamburg fordert 
nicht nur unserer Mieterverein, sondern 
auch jüngst der SAGA-Vorstandsspre-

cher Thomas Krebs als Teilnehmer des 
Bündnisses für das Wohnen, dass die 
energetische Sanierung von Gebäuden 
für die Mieter warmmietenneutral wer-
den muss. 

Mögen die politisch Verantwortli-
chen endlich die Rahmenbedingungen 
dafür schaffen, dass die Kosten für 
eine höhere energetische Qualität eines 
Wohngebäudes – unabhängig davon, ob 
neu oder saniert – sachgerecht zwischen 
Mietern, Vermietern und dem Staat 
aufgeteilt werden. Nur mithilfe einer 
Erhöhung der für das CO2-Gebäude- 

sanierungsprogramm bisher 
bundesweit eingeplanten 1,5 
Milliarden auf 5 Milliarden 
Euro wird das gelingen. So 
könnten auch die CO2-Ein-
sparziele für den Gebäu-

desektor des in Marrakesch gefeierten 
bundesdeutschen Klimaschutzplans 
eingehalten werden.

Bei alledem sollte aber nicht 
vergessen werden, dass nicht bei 
jeder Gebäudemodernisierung, auf 
der Energieeffizienz draufsteht, auch 
Energieeffizienz und Klimaschutz drin 
sind. Unlängst haben die Erfahrungen 
aus der Autobranche gezeigt, dass 
zwischen den genannten und den 
tatsächlichen Abgas- und Verbrauchs-
werten große Unterschiede bestehen 
können. 

Aus diesem Grund versorgt der Mie-
terverein nicht nur seine Mitglieder, 
sondern alle Hamburger Mieter mit 
Informationen und Hilfsangeboten. Seit 
Kurzem sogar als erster Mieterverein 
im Deutschen Mieterbund rund um die 

Uhr mit digitalen 
Checks zum Mie-
ten und Wohnen 
(siehe Titelstory 
Seite  6) .  Mein 

Tipp: Sofort Rechner, Laptop, Tablet 
oder Smartphone einschalten und den 
kostenlosen Check machen!

Ihr Siegmund Chychla 
Vorsitzender MIETERVEREIN ZU HAMBURG

Klimadeal 
benachteiligt 

Vermieter 
und Mieter 

Kosten für energetische 
Sanierung gerecht  

verteilen

Liebe Mitglieder,
sehr geehrte Leserinnen und Leser,
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Wann? 	�Die Sprechstunde  
findet an jedem ersten  
Montag im Monat statt.  
Nächste Termine:  3. April,  
8. Mai und 12. Juni 2017

Wo? 	� Beim Strohhause 20,  
5. Stock, 20097 Hamburg 

Wie? 	� Aus organisatorischen Gründen 
wird um vorherige Anmeldung 
gebeten: Tel. (040) 8 79 79-132

Sprechstunde des Vorstands

	 Marielle Eifler und Siegmund Chychla
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Weiter so!
Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Februar 2016 sind wir in unser neues 

Eigenheim eingezogen, sodass wir die 

Mitgliedschaft zum Ende des Jahres 

kündigten. Als junge Familie nach 

Eigentumserwerb hinterfragen wir 

die für uns unmittelbare Relevanz 

der laufenden Ausgaben, daher nun 

die Entscheidung für die Kündigung 

der Mitgliedschaft. 

Wir haben uns in den letzten Jah-

ren durch den Mieterverein sehr gut vertreten 

gefühlt und möchten uns ausdrücklich für die 

tolle Unterstützung bedanken. Insbesondere 

gilt unser Dank Herrn Dr. Bosse, der uns in 

einer sehr schwierigen Situation kompetent zur 

Seite gestanden hat. Auch das MieterJournal mit 

vielen interessanten Hintergrundinformationen 

und Tipps haben wir immer gerne gelesen. Für 

Ihre Weiterarbeit wünschen wir Ihnen ein dickes 

„Weiter so!“, viel Kraft und Durchhaltevermögen.

Mit freundlichen Grüßen

A. Pohl

Antwort des Mietervereins:
Sehr geehrte Frau Pohl,

vielen Dank für die anerkennenden Worte und 

dafür, dass Sie dem Mieterverein viel Kraft und 

Durchhaltevermögen wünschen. Es ist immer 

schön, von Mitgliedern zu hören, dass sie sich 

in unserem Mieterverein gut aufgehoben fühlen. 

Ihre Anerkennung wird auch ein Ansporn für 

unsere Mitarbeiter sein, sich noch engagierter 

und kompetenter für die Interessen der Mitglie-

der einzusetzen. 

Ihnen persönlich möchte ich meinen Glück-

wunsch zum Erwerb Ihres Eigenheims ausspre-

chen, auch wenn das mit der Kündigung der 

Mitgliedschaft in unserem Verein verbunden 

war. Ihr Beispiel zeigt, dass erst das gleich-

berechtigte Nebeneinander eines Miet- und 

Wohnungseigentumsmarkts – worauf ich auch 

im Editorial hinweise – Ihnen die Möglichkeit 

eröffnet hat, zunächst die eine und dann die 

andere Form des Wohnens zu wählen. 

Mit freundlichen Grüßen

Siegmund Chychla, Vorsitzender

Leserbrief
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Was lieben Sie an Ihrem Beruf?
Den Kontakt mit Menschen. Es ist eine spannende Herausforderung, sich immer wieder auf unterschiedliche Belange und Bedürfnisse neu einzustellen. Das Juristi-sche muss sich entsprechend daran ausrichten. Da gibt es keine Standardlösung. 

Welche Begegnung werden Sie niemals vergessen?Ein Mitglied, das ich viele Jahre betreut habe, kam vorbei, um sich zu ver-abschieden. Kurz danach ist die Dame verstorben. So etwas vergisst man nicht. Das hat mich sehr berührt. Über die langen Jahre der Begleitung baut sich einfach ein Vertrauensverhältnis zu den Mitgliedern auf. 
Wie sieht Ihre ideale Mittagspause aus?

Raus an die frische Luft und eine Runde bewegen!
Welcher Film und welches Buch haben Sie zuletzt begeistert?„Un homme et son chien“ (deutsch: Der alte Mann und sein Hund) mit Jean-Paul Belmondo, eine bewegende, melodramatische Geschichte über das Altern. Und der schreiend komische Kurzgeschichtenband „Für Eile fehlt mir die Zeit“ von Horst Evers. Wohin würden Sie morgen früh verreisen?

Definitiv nach Frankreich! Das ist einfach mein Lieblingsland. Gerne ans Mittelmeer.

In der Zentrale und den elf Außenstellen des  Mietervereins zu Hamburg arbeiten rund 70 Kolleginnen und  Kollegen. Im MieterJournal erzählen sie von sich und ihrem Job.
Robert Maase spricht Englisch, Französisch, ein paar Brocken Japanisch und natürlich Juristenlatein. In seiner Kindheit lebte er sieben Jahre lang mit den Eltern in Tokio, heute pendelt der 54-Jährige zwischen Kiel und Hamburg. Dort sind die Kinder, hier die Lebensgefährtin und der Job als Rechtsberater. In der Zentrale des Mietervereins schlug er 1994 Wurzeln. Seitdem hat der Jurist ein offenes Ohr für die Probleme der Mitglieder und immer eine pragmatische Lösung parat. 
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… weshalb es in 
Hamburg kei-
ne „einfache“ 
Wohnlage gibt?

(as) Laut Wohnlagenverzeichnis, 
das als Grundlage für die Erstellung des 
Hamburger Mietenspiegels dient, werden 
die rund 23.000 bewerteten Straßenab-
schnitte in die Kategorien „normal“ und 
„gut“ unterteilt. Das war nicht immer so. 
Noch bis 1984 nutzte der Mietenspiegel 
die Kategorie „einfach“, um Wohnungen 
zu klassifizieren, deren „Lagenachteile 
gegenüber der normalen Wohnlage“ 
überwogen. Zu den relevanten Kriterien 
gehören damals wie heute unter ande-
rem die umgebende Nutzung, Bauweise 
und -dichte, der Zustand der Häuser, 
Beeinträchtigung durch Lärm, Lage des 
Quartiers in der Stadt und die allgemeine 
Infrastruktur. Haben sich also alle „ein-
fachen“ Wohnlagen zwischen 1984 und 
dem darauffolgenden Mietenspiegel 1986 
plötzlich drastisch verbessert? Natürlich 
nicht. Die Stadt, beraten durch den Arbeits-
kreis Mietenspiegel, dem der Mieterverein 
zu Hamburg seit 1976 angehört, sah sich 
gezwungen, die „einfache“ Wohnlage 1985 
abzuschaffen. Der Grund: Die Klassifikation 
wirkte sich negativ auf die Entwicklung 
der Mietsituation in diesen Quartieren aus. 
Denn je schlechter die Wohnlage ist, desto 
höher ist auch die Fluktuation der Mieter. 
Und jeden Mieterwechsel nutzten Vermie-
ter auch damals schon dazu, die Mieten 
kräftig zu erhöhen. Als Folge waren die 
Mieten in manchen „einfachen“ Wohnlagen 
höher als in „normalen“. Um diesem Effekt 
entgegenzuwirken, legte man die beiden 
Wohnlagen vor 30 Jahren zusammen.

Wussten Sie ...

Die Stadt, der Müll und die Tonnen

(as) Jahrelang wurde nur gebeten und ermahnt, 

jetzt greift die Stadtreinigung Hamburg durch: 

Haus- und Wohneigentümer, die bisher keine 

Altpapier- und Biotonnen aufgestellt haben, 

bekommen eine Anordnung per Post. Damit 

werden alle Grundeigentümer und Vermieter in 

die Pflicht genommen, Mietern zu ermöglichen, 

ihren Müll besser zu trennen. 

Diese Pflicht besteht bereits seit 2011. Mit 

Inkrafttreten der Hamburger Wertstoffver-

ordnung hat die Stadtreinigung Hamburg in 

Abstimmung mit der Umweltbehörde sukzessive 

alle Grundeigentümer aufgefordert, die Tonnen 

aufzustellen oder Gründe zu nennen, die eine 

Befreiung rechtfertigen würden. Trotz mehrfa-

chen Anschreibens haben bisher etwa 11.500 

Grundeigentümer und Verwalter nicht reagiert. 

„Offenbar reichen gute Worte und sechs Jahre 

Geduld bei einigen wenigen Grundeigentümern 

nicht aus“, sagt Umweltsenator Jens Kerstan: 

„Die jetzigen Anordnungen zielen auch darauf 

ab, dass Grundeigentümer ihren Mietern die 

Möglichkeit eröffnen müssen, von der kosten-

günstigen Mülltrennung Gebrauch zu machen, 

sich am Klimaschutz zu beteiligen und Wertstoffe 

adäquat zu verwerten.“

Mit der Aufstellung der blauen und grünen Ton-

nen verringert sich das Volumen der Restmüllton-

nen, als Folge sinken die Müllentsorgungskos-

ten. Und zwar massiv, wie diese Rechnung zeigt: 

Hausmüll besteht laut Stadtreinigung zu etwa 

50 Prozent aus organischen Abfällen. Die Entsor-

gung in der Biotonne kostet aber nur 20 Prozent 

der Gebühr, die für die Restmülltonne anfallen. 

Folglich kann eine Hausgemeinschaft, 

die monatlich 100 Euro für 

die Restmüllentsor-

gung zahlt, 

mit  der 

grünen 

Tonne 

bis zu 40 Euro sparen. Zudem fallen für die Alt-

papiertonne keine zusätzlichen Gebühren an, 

sodass hier noch mehr gespart werden kann. 

Durch die Aufstellung und Benutzung der Müll-

tonnen sinken die Nebenkosten für die Mieter. 

Insgesamt haben in Hamburg etwa 100.000 

Haushalte noch keine Möglichkeit, Bio- und 

Papiermüll in ihrer Wohnanlage zu entsorgen. 

Doch die neue Offensive der Stadtreinigung 

zeigt erste Wirkung: 210 Vermieter sind der 

Anordnung bereits gefolgt und haben Biotonnen 

bestellt. Reagiert ein Vermieter trotz Anordnung 

nicht, prüft die Stadtreinigung vor Ort, ob aus-

reichend Platz für die Tonnen vorhanden ist und 

informiert den Vermieter über die dann folgende 

Aufstellung.  

Bündnis für Wohnen hält Versprechen

(as) Das sind gute Nachrichten: 2016 wurde nach 

Angaben der Behörde für Stadtentwicklung und 

Wohnen der Bau von 12.471 neuen Wohnungen 

in Hamburg genehmigt. 2015 hatte die Behörde 

nur 9.560 Baugenehmigungen erteilt.

Damit hat das Bündnis für das Wohnen sein 

versprochenes und im Vertrag für Hamburg 

gesetztes Ziel von 10.000 Baugenehmigungen 

pro Jahr sogar noch übertroffen. Stadtentwick-

lungssenatorin Dorothee Stapelfeldt (SPD) 

spricht von einem großen Erfolg. „Der Neubau 

von attraktiven und bezahlbaren Wohnungen 

ist entscheidend, um den Wohnungsmarkt in 

unserer wachsenden Stadt zu entspannen“, so 

die Senatorin.

Als Mitglied des Bündnisses für das Wohnen 

begrüßt der Mieterverein zu Hamburg die posi-

tive Entwicklung. „Die Zahl der Baugenehmi-

gungen beweist, dass die Mietpreisbremse sich 

nicht negativ auf die Investitionsfreude im Woh-

nungsbau auswirkt“, sagt Siegmund Chychla, 

Vorsitzender des Mietervereins zu Hamburg.

Die neuen Wohnungen werden in allen sieben 

Bezirken Hamburgs gebaut. Dabei führt Wandsbek 

mit 3.015 Baugenehmigungen die Liste an, gefolgt 

von Hamburg-Nord mit 1.937 geplanten Neubau-

ten. In Altona wurden 1.472, in Eimsbüttel 1.290, 

in Harburg 1.135 und in Hamburg-Mitte 1.048 

Baugenehmigungen erteilt. Schlusslicht ist 

Bergedorf mit 869 Wohnungen. 

In den beiden sogenannten 

Vorbehaltsgebieten 

Mitte Altona und 

HafenCity sol-

len insgesamt 

1.705 neue Woh-

nungen entstehen.

Meldungen
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Von Volker Stahl

Der Mieterverein zu Hamburg hat 
sein umfangreiches Informationsan-
gebot um einen wichtigen Baustein 
erweitert: Ab sofort können sich 
alle Hamburger Mieterinnen und 
Mieter im Internet über Heiz- und 
Betriebskosten, Wohnungsmängel, 
Mietkautionen, Schönheitsreparaturen, 
Mieterhöhungen sowie die Mietpreis-
bremse schlau machen. 24 Stunden 
täglich und kostenlos!

I n Philipp Sengelmanns Badezimmer-
wand klafft ein 20 Zentimeter breites 
Loch zum Nachbarraum. „Das haben 

die Handwerker nach der Sanierung hin-
terlassen“, erzählt er verärgert. Außerdem 
ist ein Zimmer seiner Wohnung in Nien-
dorf so stark von Schimmel befallen, dass 
er es nicht mehr nutzen kann. Immer 
wieder habe er sich wegen der Mängel 
beim Vermieter beschwert, geändert habe 
das aber nichts, so der genervte Mieter. 

Was also tun? Kurzentschlossen klappt 
der Webentwickler sein Notebook auf und 
sucht bei Google nach Hilfe. Schnell landet 
er auf der Homepage des Mietervereins 
zu Hamburg. Im Infokasten entdeckt der 
39-Jährige die Online-Checks. Nach einem 
weiteren Klick hat er den passenden 
gefunden: Wohnungsmängel. Nur wenige 
Minuten später ist Sengelmann um einiges 
schlauer. Und hat Tipps für einen Brief 
an den nachlässigen Vermieter. „Das 
hätte ich als juristischer Laie in dieser 
Form nicht ohne Hilfe hinbekommen“, 
sagt er zufrieden. 

Zusätzlich ist Sengelmann in den Mie-
terverein zu Hamburg eingetreten – als 
erster Nutzer der brandneuen Online-
Checks. „Ich habe schnell gemerkt, dass 
ich in meinem Fall ohne juristischen 
Beistand nicht weiterkomme“, erklärt 
er. Über die schnelle Rückmeldung des 
Mieterverein-Anwalts Stefan Schmalfeldt 
freut sich das frischgebackene Mitglied. 
Und lobt das neue Online-Hilfsangebot: 
„Die Benutzeroberfläche ist übersichtlich 

und ermöglicht eine schnelle Orientie-
rung.“ Insgesamt biete die Website des 
Mietervereins einen hohen Gebrauchswert, 
lautet Sengelmanns Fazit: „Sie hat ein 
überraschend modernes Design, eine klare 
Struktur und auf der Startseite stehen 
nicht zu viele Sachen, die verwirren 
könnten.“ 

In jüngster Zeit erreichen den Mieter-

verein immer mehr Anfragen per E-Mail 
oder über das Kontaktformular auf der 
Website. Weil sich heute fast alles online 
erledigen lässt – einkaufen, Flüge und Rei-
sen buchen, Versicherungen abschließen 
und Bankgeschäfte erledigen –, reifte in 
Hamburgs größter Mietervertretung der 
Gedanke, Mitgliedern, aber auch Nicht-Mit-
gliedern im Internet künftig einen umfas-
senden Service zu Alltagsproblemen rund 
um das Thema Wohnen und Mieten anzu-
bieten. 

Deshalb hat der Mieterverein zu Ham-
burg zusammen mit dem Unternehmen 
CODIAC Knowledge Engineering GmbH 
ein umfangreiches Online-Angebot ent-
wickelt. Dieses ermöglicht hilfesuchenden 
Mitgliedern, ihr mietrechtliches Problem 
mithilfe eines Abfragesystems zu klären. 
„Mit den Checks bieten wir allen Mietern 
der Stadt einen zeitgemäßen Service“,  
sagt Dr. Rolf Bosse, der seinen juristi-
schen Sachverstand und seine langjährige 
Erfahrung als Berater im Mieterverein in 
die Entwicklung des neuen Angebots des 
Mietervereins eingebracht hat. Das Nutzen 
der Checks von daheim am PC oder von 
unterwegs mit dem Laptop, Tablet oder 
Smartphone ist bequem, jederzeit möglich 
und spart zudem wertvolle Zeit. Mit den 

Online-Checks geht der Mieterverein zu 
Hamburg nun als Vorreiter im Deutschen 
Mieterbund den Weg hin zur digitalen 
Dienstleistung. Und nicht nur das: Die 
meisten Angebote im Internet zum Thema 
Mieten und Wohnen kosten Geld, decken 
oft nur einzelne Aspekte ab und sind bis-
weilen von mangelhafter Qualität. Damit 

Immer mehr Anfragen 
per E-Mail

Die Checks bieten erste Infos, 
ersetzen aber  

keinen Rechtsrat

Gute Tipps –  
nur wenige  
Klicks entfernt! 
Nebenkosten, Wohnungsmängel,  
Mieterhöhungen:  
Mit den Online-Checks des  
Mietervereins können sich  
Hamburgs Mieter rund um 
die Uhr informieren
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ist jetzt Schluss! Zumindest für Hamburgs 
Mieter.

Nutzer der Checks erhalten erste all-
gemeine Informationen sowie Tipps und 
Verhaltensempfehlungen zu ihrer jeweili-
gen Fragestellung. Sie durchlaufen einen 
Frage-Antwort-Dialog und erhalten am 
Ende einen Report, den sie herunterladen 
und abspeichern können. Diese Form der 
Aufbereitung der Informationen ist für den 
Nutzer komfortabler als das vollständige 
Lesen der Infoblätter und der Ratgeber-Sei-
ten auf der Website des Mietervereins. „Das 
ersetzt aber keine Beratung. Für jeden 
Mieter ist es weiterhin empfehlenswert, 
den rechtlichen Rat des Mietervereins 
einzuholen“, betont Bosse.

Der Weg zur Realisierung des Projekts 
war lang. Ab Sommer 2015 trafen sich 
Dr. Rolf Bosse und CODIAC-Mitarbeiter 
Yannick Wille in den Räumen des Mie-
tervereins wöchentlich zwei bis drei Stun-
den, um die Checks und eine funktio-
nierende Software zu entwickeln. „Das 
hat reichlich Gehirnschmalz gekostet, uns 
aber auch viel Spaß gemacht“, sagt Bosse, 
der die Themen vorgab, die die Experten 
von CODIAC internetfähig umsetzten. 
„Dabei hatten wir stets den Nutzwert für 
die Mieter im Hinterkopf “, erklärt Wille, 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
studiert hat und vorher in der Werbung 
tätig war. Der Grundgedanke aller Über-
legungen sei stets gewesen: Was kommt 

für die teilnehmenden Mieter 
dabei raus? „Wir mussten uns also 

überlegen, welche Infos wir abfragen, um 
zu einem verwertbaren Ergebnis zu kom-
men“, berichtet Wille, „so sind wir vom 
Großen zum Kleinen gekommen – von 
der Fragestellung zur fast maßgeschnei-
derten Antwort.“ 

Die Checks funktionieren auf allen 
Endgeräten: „Die Applikation wurde in 

einem responsiven Webdesign entwickelt. 
Das bedeutet, dass sich die Website den 
jeweiligen Eigenschaften des Endgeräts 
anpasst“, erklärt Wille: „Das war eine 
Grundvoraussetzung, um eines unserer 
Ziele zu erreichen: die Ansprache aller, die 
moderne Kommunikationswege beschrei-
ten.“  Bereits jetzt zeigen die Daten, dass 
circa 50 Prozent der Nutzer die Checks 
mit einem mobilen Endgerät, Smartphone 
oder Tablet nutzen. 

Yannick Wille ist sich sicher, dass die 
Online-Checks zu einer sehr wichtigen 
Informationsquelle für hilfesuchende Mie-
ter avancieren werden, weil sie juristisch 
versierte Informationen zu speziellen 
Sachverhalten bieten. „In dieser Form 
liefert unsere Software ein in Deutschland 
einzigartiges Angebot“, betont Wille. „Bei 
vergleichbaren Services steht bisher immer 
eine Person am Ende, die nähere Informa-
tionen liefert. Das ist bei unserem Ange-
bot nicht 

erforderlich, weil wir alle individuellen 
Optionen vorher durchgespielt haben.“

Beispiel Heizkosten – so funktioniert 
der Check: Der Nutzer gibt den Gesamt- 
energieverbrauch der Heizung ein. Sobald 
das Programm den Wert registriert hat, 
zieht es automatisch im Hintergrund Ver-
gleichswerte heran. Liegt der Wert des 
Nutzers über dem Durchschnitt, entschei-
det die Software, welche weiteren Informa-
tionen erfragt werden müssen, um zu klä-
ren, warum der Gesamtenergieverbrauch 
der Heizung höher ist als bei anderen 
Gebäuden. Am Ende der Befragung wertet 

das System alle Antworten und Ergebnisse 
des Nutzers aus und entscheidet dann, wel-
che Textbausteine für den jeweiligen Report 
herangezogen werden müssen.

„Wir stellen quasi einen Frage-Ant-
wort-Dialog nach“, erläutert Software-Ex-
perte Yannick Wille den technischen Hin-
tergrund: „Je nach Antwort des Nutzers 
führt unsere Software unterschiedliche 
Rechenoperationen durch und entscheidet 
dann, welche Frage als nächste gestellt wird.“ 
Das geschieht mithilfe von Algorithmen, 
die grundsätzlich nichts anderes sind als 
Berechnungsverfahren. „Die Zusammen-
arbeit bei der Entwicklung der Fragen und 
Antwortoptionen war zwar anstrengend, 
funktionierte aber reibungslos“, resümiert 
Wille: „Zusammen beschreiten wir neue 
Wege, um Wissen zur Verfügung zu stellen.“

Doch es geht nicht nur um Wissen, 
sondern – besonders in sogenannten „post-
faktischen“ Zeiten – auch um Aufklärung. 

„Wir haben gemeinsam mit der Firma 
CODIAC die Idee 

Der Mieterverein setzt auf 
moderne Kommunikation

Auf neuen Wegen zum Wissen

    

Dr. Rolf Bosse und  

CODIAC-Mitarbeiter Yannick Wille

Foto: A
nna S

osnow
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Siegmund Chychla im Interview mit SAT 1
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Betriebskosten-Check: 
Dieser Check liefert Mie-

tern eine erste Orientie-

rung, ob die Betriebskostenabrech-

nung Fehler enthalten könnte.

Heizkosten-Check: 
Mithilfe der aktuellen 

Abrechnung kann auf Basis 

der Referenzwerte des bundesweiten 

Heizspiegels überprüft werden, ob die 

Energiekosten im Rahmen bleiben.

Schönheitsreparaturen-Check: 
Nutzer erhalten Informa-

tionen, ob eine Renovie-

rungspflicht besteht oder nicht.

Mietkaution-Check 
Dieser Check liefert Hinweise, 

ob der Vermieter die Kaution 

ganz oder teilweise einbehalten darf.

Wohnungsmängel-Check:  
Nach der Auswahl der Män-

gel bekommt der Nutzer 

Informationen darüber, wie diese dem 

Vermieter korrekt anzuzeigen sind.

Mietpreisbremse-Check: 
Mietern, die ihren Mietver-

trag nach dem 1. Juli 2015 

abgeschlossenen haben, hilft der Check 

zu prüfen, ob möglicherweise die Miet-

preisbremse nicht beachtet wird.

Mieterhöhung-Check:  
Dieser Check liefert einen ersten 

Hinweis darauf, ob der Vermieter 

mit seiner Forderung im Rahmen bleibt.

INFO: Online-Checks

entwickelt, die Hamburger Mieter mit 
neuen Checks auf andere mietrechtlich 
relevante Probleme aufmerksam zu 
machen, um rund um das Thema Wohnen 
und Mieten aufklärerisch in die Gesell-
schaft zu wirken“, sagt der Mieterver-
eins-Vorsitzende Siegmund Chychla (siehe 
auch Interview auf Seite 9). Schließlich 
werde bei jedem Problem heutzutage erst 
einmal nach einer Antwort „gegoogelt“. 
Doch die im Netz zu mietrechtlichen Fra-
gestellungen vorhandenen Informationen 
sind nicht immer korrekt. „Es besteht das 
Risiko von Fehleinschätzungen, die im 
Rahmen der Rechtsberatung aufwendig 
und kostenträchtig aufgearbeitet und aus-
geräumt werden müssen“, warnt Dr. Rolf 
Bosse. Dies könne für viele Mieter zu 
frustrierenden Erfahrungen führen. 

Doch nicht nur die Teilnehmer des 
Checks profitieren vom neuen Online-Ange-
bot des Mietervereins zu Hamburg, sondern 
auch der Mitentwickler selbst. „Ich habe in 
der Entwicklungsphase einiges über Miet-
recht gelernt und gelte im Bekanntenkreis 
mittlerweile als Experte“, schmunzelt Yan-
nick Wille. Es komme schon mal vor, dass er 
auf Partys Fragen zu Schönheitsreparaturen 
oder unverständlichen Betriebskostenab-
rechnungen beantworten muss: „Manche 
Fehler fallen mir mittlerweile sofort auf, 
aber meine Expertise ersetzt natürlich nicht 
die rechtliche Beratung durch die Fachleute 
des Mietervereins.“ Stimmt, ergänzt sein 
Partner Dr. Rolf Bosse und scherzt: „Wir 
haben beide voneinander gelernt. Ich werde 
künftig zwar nicht als Software-Entwickler 
arbeiten können, aber Herr Wille als Miet-
rechtsexperte.“  

Checks klären die Mieter auf

Pressekonferenz im Februar

Die Online-Checks bieten eine erste Orientierung und 

ersetzen keine qualifizierte Rechtsberatung!

Hier geht’s zu den Checks:  
online-checks.mieterverein-hamburg.de 
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Über das neue Online-Angebot des Mietervereins  
zu Hamburg sprach MJ-Redakteurin Anna Sosnowski  
mit dem Vorsitzenden Siegmund Chychla.

Warum bietet der Mieterverein zu Hamburg Online-Checks an?
Der Mieterverein zu Hamburg hat unter anderem die sat-

zungsgemäße Aufgabe, Hamburgs Mieterinnen und Mieter über 
die Themen Mieten und Wohnen zu informieren. Mit unseren 
Infoblättern im Print- und Onlinebereich sowie der beliebten 
Mieter-Hotline (040) 8 79 79-345 machen wir das bereits seit 
Jahren sehr erfolgreich. Die sieben kostenlosen Online-Checks 
zu den Themen Betriebs- und Heizkosten, Wohnungsmängel, 
Mieterhöhung, Mietpreisbremse, Mietkaution und Schönheits-
reparaturen verstehen wir als eine wertvolle und zeitgemäße 
Ergänzung zu dem bestehenden Informationsangebot.

Richtet sich das Online-Angebot speziell an junge Menschen?
Nein. Mit den Checks möchten wir alle 700.000 Mieterinnen 

und Mieter Hamburgs erreichen, ganz unabhängig vom Alter. 
Schließlich betreffen die von uns bereitgestellten Informationen 
alle Menschen, die zur Miete wohnen. 

Welchen Service bieten die Checks?
Neben der übersichtlichen Aufbereitung nützlicher Informa-

tionen ist das Besondere an dem Angebot, dass Interessierte es 
überall und jederzeit nutzen können. Die Erfahrung aus dem 
Beratungsalltag hat gezeigt, dass sich unsere Mitglieder, aber auch 
Nicht-Mitglieder, die sich an uns wenden, flexible Beratungs- und 
Informationsangebote wünschen, die sich besser in einen stressi-
gen Arbeitsalltag integrieren lassen. Wer sich mithilfe der Online-

Checks informiert, muss sich an keine Öffnungszeiten halten. 
Interessierte können sich jetzt im Vorfeld einer an eine Mitglied-
schaft gebundenen Rechtsberatung ganz bequem auf dem Weg 
zur Arbeit in der S-Bahn, in der Mittagspause oder nach Feier-
abend von der Couch aus darüber informieren, ob ihre Betriebs-
kostenabrechnung möglicherweise Fehler enthält oder ob sie ihre 
Wohnung vor dem Auszug noch streichen müssen. Mit diesen 
Informationen wird der Nutzer in die Lage versetzt, zu entschei-
den, ob es sinnvoll erscheint, kompetenten Rechtsrat einzuholen.

Wie funktionieren die Checks?
Jeder Check besteht aus einem einfachen Frage-Antwort-Dia-

log, an dessen Ende die Ratsuchenden  die Ergebnisse und daraus 
resultierende Handlungsempfehlungen als Report erhalten. Die 
Eingabe des Nutzers bestimmt die weiteren Fragen. Dabei war 
es uns in der Entwicklung besonders wichtig, dass das Design 
sehr übersichtlich ist und der Nutzer sich schnell und intuitiv 
zurechtfindet. 

Wie lange braucht man, um einen Check zu durchlaufen?
Das variiert von Check zu Check. So können Sie zum Bei-

spiel die Prüfung der Wohnungsmängel – je nachdem, ob meh-
rere Mängel vorliegen – schon in zwei Minuten abschließen und 
sich einen praktischen Musterbrief für den Vermieter herunter-
laden. Andere Checks, wie zum Beispiel zu den Betriebskosten, 
können gut 15 Minuten dauern, weil man die Informationen 
aus der aktuellen Abrechnung eingeben muss. Doch gerade 
dieser Check ist besonders wichtig, weil wir nach Angaben 
des Deutschen Mieterbunds davon ausgehen müssen, dass jede 
zweite Betriebskostenabrechnung fehlerhaft ist. In Hamburg 
sind also potenziell 350.000 Haushalte betroffen.

Interview

„Überall und 
jederzeit  

nutzbarer 
Service“
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 Leben in Hamburg

Hamburger Quartiere (24):  
Zwischen Reihen- und Hochhäusern
Hegholtsiedlung in Bramfeld: Ruhiges Wohnen, aber an der Infrastruktur mangelt es 

Von Dr. Rainer Kreuzer 

Die Hegholtsiedlung in Bramfeld liegt 
versteckt hinter dem Otto-Versand. Zu 
großer Berühmtheit hat es das Quartier 
bislang nicht gebracht, doch die rund 
2.100 Bewohner sind zufrieden mit ihrer 

Siedlung und wollen, dass alles so 
bleibt wie es ist. 

„Es gibt nichts, was ich 
bemängeln könnte“, sagt 

Lena Pivato. Sogar die 
Miete sei akzeptabel 

– eine Seltenheit in 
Hamburg. Die 

29-Jähr ige 
zahlt für 

ihre 60 

Quadratmeter große Wohnung bei der städ-
tischen Unternehmensgruppe SAGA 480 
Euro warm, obwohl sie erst seit zwei Jahren 
darin wohnt. Ihr Umfeld ist ruhig und grün. 
Manchmal zu ruhig. „Abends trifft man hier 
niemanden auf der Straße“, sagt die Mieterin. 
Deshalb fahre sie lieber mit dem Auto als mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Urbanes Leben gibt es in der Hegholt-
siedlung kaum. Pittoreske Reihenhäuser 
mit mühevoll angelegten Gärten, gesichts-
lose Backsteinzeilen und weiße Hochhäu-
ser wechseln sich ab. Dazwischen erstre-
cken sich weitläufige Rasenflächen mit 
Bäumen, Sträuchern und einem Labyrinth 
von Gehwegen. Die Fußwege der Bewoh-
ner reichen meist von der Haustür bis zum 
Parkplatz, dann geht es weiter mit dem 
Kleinwagen in Richtung City. Menschen 
auf der Straße zu treffen, gelingt nur sel-
ten. Innerhalb des Halbkreises, den die 

Straße Hegholt um die Siedlung herum 
bildet, gibt es keine Einkaufsläden 

mehr. „Früher waren in der Laden-
zeile an der Haldesdorfer Straße 

ein Gemüsehändler, ein Blu-
m e n l a d e n  u n d  e i n 

Bäcker“, erinnert sich 
Reihenhausbewoh-

ner Fred Kreuz-
mann.  Durch 

d i e  D i s -
counter 

außerhalb der Siedlung seien die kleinen 
Läden verdrängt worden. Heute wirkt die 
einstige Geschäftsmeile trostlos öde. Die 
Haspa hat ihre Filiale aufgegeben. Die 
Laufkundschaft ist weg. Aber ein Döner-
laden hat sich niedergelassen. Einen Friseur 
gibt es immer noch. Und direkt in der 
Mitte von allen ragt ein weißes Hochhaus 
14 Stockwerke hoch in den Himmel.

Die, nun ja, mutige Mischung der archi-
tektonischen Stile liegt heute weit ab vom 
Trend. Als Schickimickiviertel und Speku-
lationsparadies scheint die Hegholtsiedlung 
kaum geeignet, obwohl sie nur rund drei 
Kilometer vom Zentrum Barmbeks ent-
fernt liegt. Da die meisten Wohnungen der 
SAGA gehören, spielen Umwandlungen 
von Miet- in Eigentumswohnungen sowie 
luxuriöse Aufwertungen ohnehin kaum 
eine Rolle. „Die Einzugsmieten liegen je 
nach Gebäudetyp, Wohnungsgröße und 
Beschaffenheit zwischen 5,90 und 8,40 Euro 
je Quadratmeter“, berichtet SAGA-Spre-
cher Gunnar Gläser, „der Durchschnitt 
aller Bestandsmieten im Quartier Hegholt 
beträgt 6,90 Euro.“ Für die Mieter gerade 
noch erschwinglich. 

Mit einer Arbeitslosigkeit von 10,5 
Prozent liegt die Hegholtsiedlung laut 
Statistik des Bezirksamts Wandsbek um 
fast das Doppelte über dem Hamburger 
Durchschnitt. Rund 37 Prozent der Kin-
der leben von Hartz IV. Und fast zwölf 

Prozent der Senioren sind auf Grund-
sicherung angewiesen. Es ist ein 

typisches Viertel der „kleinen 
Leute“, der einfachen Ange-

stellten, die im Supermarkt 

Pittoresk? Ja. Urban? 
Eher nicht

Trostlose Ecke an der Ladenzeile
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Leben in Hamburg 

oder bei einem Sicherheitsdienst arbei-
ten. Schon das benachbarte Barmbek 
wäre für viele unerschwinglich. Nur in 
den Eigenheimen, den kleinen Reihen-
häusern an den Ringstraßen sieht die 
wirtschaftliche Lage oft besser aus. Dort 
leben die Bewohner schon seit Jahr-

zehnten und vererben ihre Immobilien 
weiter an die Nachkommen. 

Die Ende der 1950er- bis Anfang 
der 1960er-Jahre errichtete Siedlung 
habe den „Charakter einer Gartenstadt“, 
schreibt das Bezirksamt Wandsbek in 
seiner Sozialraumbeschreibung über 
Hegholt. „Die damalige Planung zielte 
auf ein ruhiges Wohnen im Grünen ab, 
alle Wohngebäude liegen an Stichstraßen 
und Straßenschleifen.“ Doch in den 
1990er-Jahren wurde es dort zuneh-
mend unruhig. Zwischen alteingesessenen 
Anwohnern und Neumietern kam es zu 
Konflikten, heißt es in der Studie  des 
Bezirksamts: „Zugleich wies ein Großteil 
der Gebäude erhebliche Mängel auf.“ 
Die Stadt wollte das damals zerrissene 
Viertel zugleich auch mit neuen Woh-
nungen nachverdichten, weil zwischen 
den Häusern viel freier Platz war. Doch 
Mieter und Reihenhausbesitzer vertei-
digten ihre Grünflächen und gründeten 
eine Bürgerinitiative. Der Mieterverein zu 
Hamburg unterstützte damals die Mie-
ter in ihrem Wunsch, verstärkt in den 
Planungsprozess einbezogen zu werden. 

Der Konflikt verschaffte der Hegholt-
siedlung damals viel Aufmerksamkeit 
und finanzielle Mittel durch ein Stadt- 
erneuerungsprogramm, das zwischen 
1999 und 2004 aufgelegt wurde. Die 
Nachverdichtung wurde erheblich abge-
speckt: Statt der ursprünglich geplanten 60 
neuen Wohnungen ließ die Stadt nur eine 
Altenwohnanlage errichten. Das damals 
marode Hochhaus an der Einkaufsmeile 
wurde umgestaltet und eine Pförtnerloge 

eingerichtet, um das Sicherheitsgefühl 
der Mieter zu verbessern. Die Anwohner 
erhielten neue Garagen und Stellplätze. 
Auf den Grünflächen zwischen Karl-Mül-
ler-Ring, Willy-Nissen-Ring und Carl-
Bremer-Ring schuf die Stadt zusätzliche 
Spielplätze, Sitzgelegenheiten und eine 
bessere Beleuchtung. 

Seitdem herrscht wieder Ruhe in der 
Gartensiedlung. Doch angesichts des 
zunehmenden Mangels an bezahlbaren 
Mietwohnungen in Hamburg kommen 
Pläne für eine erneute Nachverdichtung 
wieder auf den Tisch. Die Sprecherin 
des Bezirksamts Wandsbek, Lena Voß, 
sieht ein „zeitnah realisierbares Poten-
zial von mindestens über 150 Woh-
nungen“ in der Hegholtsiedlung. Dies 

sei durch ein externes Gutachten ermit-
telt worden. Zwei Bauanträge seien 
bereits gestellt worden. Im Wohnungs-
bauprogramm 2016 findet sich in der 
Mitte der Siedlung auf Grundstücken 
der SAGA eine Markierung für rund 
100 Neubauwohnungen eingezeichnet. 
Realisierbarkeit und möglicher Baube-
ginn sind noch offen. Vorerst zumin-
dest bleibt die Ruhe gewahrt. Doch 
mittelfristig werden sich die eingeses-
senen Hegholter wohl auf neue Nach-
barn und mehr Leben in ihrer Siedlung 
einstellen müssen. �

Typisches „Kleine- 
Leute-Viertel“

Erst wurden viele 
Grünflächen erhalten 

„Gemeinschaftsräume fehlen“

Von Fred Kreuzmann

I ch wohne mit meiner Frau seit 1994 in 
der Hegholtsiedlung und finde sie wun-
derschön. Das Quartier ist nach dem 

Prinzip einer Gartenstadt erbaut worden. 
Wir haben viele Grünflächen, auf denen 
die Kinder spielen können. Im Sommer 
holen die Anwohner ihre Liegestühle raus 
und genießen auf dem Rasen die Sonne. 
Das ist eine Lebensqualität, die wir nicht 
aufgeben wollen. 

Das Gebiet hier ist sehr gefragt. 
Nebenan befinden sich der Otto-Ver-
sand und das Bundeswehrkrankenhaus. 
Da kommen immer Ärzte, die hier eine 
Wohnung suchen. Der Wert der Reihen-
häuser steigt erheblich. Ich schätze, so ein 
Haus wie unseres mit 73 Quadratmetern 
könnte man heute für 250.000 bis 300.000 
Euro verkaufen. Aber die Heghol-
ter bleiben ihrer Siedlung meist treu.  

Unsere Nachbarn kenne ich fast alle. 
Die meisten sind inzwischen schon 

älter. Die Dame drüben ist 86 Jahre alt, 
ihre Nachbarin 83, daneben ein Beam-
ter, der schon pensioniert ist. In anderen 
Häusern wohnen inzwischen die Kinder 
der ersten Hegholtgeneration, und auch 
schon Enkelkinder. So kennt man sich 
hier über Generationen hinweg. Das ist 
eine gute Nachbarschaft. 

Was hier fehlt, sind Angebote und 
Räume für Veranstaltungen, gerade für 
jüngere Menschen. Auch der Kindergar-
ten ist zu klein. Mehr Zuwachs an jun-
gen Familien könnte von der sozialen 
Infrastruktur zurzeit gar nicht aufgefan-
gen werden. Was hier auch fehlt, ist ein 
Bürgerhaus mit Gemeinschaftsräumen 
für die Bewohner. Das ist der größte 
Nachteil an der Hegholtsiedlung.

Mieterin Lena Pivato findet  

die Hegholtsiedlung toll

Der Autor ist Vorsitzender des  
Bürgervereins Bramfeld und Mitglied  
der Bürgerinitiative Hegholtsiedlung
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Boomtown des Bauens
Im Bezirk Bergedorf leben zurzeit 125.000 

Menschen, bald werden es deutlich mehr sein

Von Folke Havekost

Nirgends entstehen in den nächsten 
Jahren so viele Wohnungen wie im 
Bezirk Bergedorf. Neben dem Großpro-
jekt Oberbillwerder steht vor allem die 
Umgestaltung des Bahnhofsviertels auf 
dem Programm.

I m Hintergrund der Bergedorfer Bahnhof, 
im Vordergrund zwei Haufen Schutt: Am 
Anfang der Stuhlrohrstraße ist zu sehen, 

dass ein 25 Tonnen schwerer CAT-Ket-
tenbagger ganze Arbeit geleistet und die 
Häuser mit den Nummern 11 und 13 dem 
Erdboden gleich gemacht hat. Noch steht 
daneben die Post mit ihrem langgezogenen 
Zustellstützpunkt, doch der wird bis Anfang 
2018 verlagert. Mehr Platz für Rückbau, mehr 
Arbeit für Kettenbagger. 

Bergedorf, Boomtown des Bauens. 34.000 
Menschen wohnen derzeit im Stadtteil, 
125.000 im Bezirk. Viele neue Bewohner 
werden folgen, ob nun aus Syrien, Sinstorf 
oder der Schanze. Das plattdeutsche Bardörp 
ist der Hamburger Bezirk mit den größten 
Neubauplanungen der nächsten Jahre. „Was 
wird aus Bergedorfs Zentrum?“, lautet nicht 
nur am 26. April die Frage, wenn der lokale 
Baudezernent Uwe Czaplenski im Bergedor-
fer Schloss über die Zukunft des Südostens 
der Hansestadt diskutiert.

Wenn der Bagger am „Bergedorfer Tor“ 
erstmal Kränen und Betonmischmaschinen 
weicht, dann entstehen auf 11.132 Quadrat-
metern neue Wohnungen im Nutzungsmix 
mit Büros, Einzelhandel, Gastronomie und 
Gesundheitseinrichtungen. Auf Baufeld 1 
an der Bergedorfer Straße plant die Bau-
genossenschaft Bergedorf-Bille mehr als 
80 Wohnungen, 23 davon für integrative 
betreute Wohngemeinschaften. „In der 
gesamten Hansestadt ist die Nachfrage 
groß“, erklärt Sabine Semprich von der 

Genossenschaft: „Es ist nicht so, dass alle 
unbedingt nach Bergedorf wollen, aber 
alle wollen nach Hamburg und sehen zu,  
dass sie dort Wohnraum finden.“ 

Und der wird geschaffen. Bergedorf 

macht Platz. Der Besuch des Baggers ist erst 
der Auftakt für eine umfassende Umgestal-
tung der Stuhlrohrstraße und ihrer Umge-
bung. Neben dem „Bergedorfer Tor“ soll 
das „Stuhlrohrquartier“ entstehen: 1.100 
Wohnungen im Schatten der in die Jahre 
gekommenen Einkaufsmeile CCB und auf 
dem „Kamp“, dem alten industriellen Herzen 
Bergedorfs, in dem einst Fische und Zucker, 
Besen und Bürsten verarbeitet wurden. 

Die Industriegeschichte Bergedorfs 
begann vor fast 150 Jahren mit einer Glas-
hütte, die 1869 direkt nach dem Anschluss 
Hamburgs an den Deutschen Zollverein 
errichtet wurde. Über den Schleusengraben, 
der die Bille mit der Dove Elbe verbindet, 
ließen sich Güter zum Hamburger Hafen 
transportieren. Bald siedelten sich Produk-

tionsbetriebe an, 1882 die „Hamburg-Ber-
gedorfer Stuhlrohrfabrik von Lütcke & Co.“, 
der die alte Straße und das neue Quartier 
ihre Namen verdanken. „Ein hochattrak-
tiver Standort, zum Teil am Wasser gelegen“, 
preist Bezirksamtsleiter Arne Dornquast 
das Neubaugebiet als „genau das, was man 
sich in der Stadtentwicklung wünscht“.

Lange war das Unternehmen der größte 
Steuerzahler Bergedorfs, inzwischen hat 
das industrielle Beflechten von Sitzmö-
beln seine größte Zeit hinter sich. Teile des 
Stuhlrohr-Geländes wurden schon nach dem 
Zweiten Weltkrieg für den Straßenbau abge-
rissen, sechs vorhandene Fachgroßmärkte 
(„Megazoo Superstore“, „Babywelt Annika 
und Jan“) müssen bis Mitte 2018 weichen. 
Die deutsch-österreichische Buwog-Gruppe 
investiert 430 Millionen Euro in einen Drit-
telmix aus Sozial-, Miet- und Eigentumswoh-
nungen, der – ähnlich wie am „Bergedorfer 
Tor“ – von Geschäften, Büros und Arztpraxen 
ergänzt wird. 2021 sollen die ersten Woh-
nungen auf dem fünfeinhalb Hektar großen 
Gelände bezugsfertig sein. 

Im Januar wurde das Frankfurter Architek-
turbüro „raumwerk“ zum Sieger eines Gut-
achterverfahrens gekürt. Am Sander Damm 
Ecke Schleusengraben ist ein Hochhaus als 
Solitär geplant, dahinter wird nach jetzigem 
Stand sieben- oder achtgeschossig gebaut. 
Allein drei Lagerhallen der Stuhlrohrfabrik 
am Schleusengraben, in denen sich zurzeit 
das Dänische Bettenlager einquartiert hat, 
stehen unter Denkmalschutz und werden in 
das neue Wohnquartier eingebunden.

„Historische Gebäude sind in Bergedorf 
schon genug zerstört worden“, sagt Georg 
Liedtke, der bis 2012 Diakon der nahegele-
genen St. Petri und Pauli-Kirche war und als 
Rentner jetzt den Posaunenchor des Gottes- 
hauses leitet. Bei aller Neubauplanung hat 
Liedtke ein verstärktes Interesse der Kirch-
gänger am alten Bergedorf registriert: „Es 

Bergedorfs Zentrum 
verändert sich

Im „Stuhlrohrquartier“ 
entstehen 1.100 Wohnungen 

Drittelmix statt  
„Megazoo Superstore“
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Das „Stuhlrohrquartier“ nach dem  
preisgekrönten Entwurf

Lageplan des Stuhlrohrquartiers
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(fh) Die Planungen für den mit 155 

Quadratkilometern flächengrößten Ham-

burger Bezirk beschränken sich nicht auf 

die Bahnhofsgegend oder das Großpro-

jekt Oberbillwerder – wie zahlreiche 

mittelgroße Bauvorhaben belegen.

Bergedorf: Der „Innovationspark“ 

rund um den Energie-Campus am Ostufer 

des Schleusengrabens soll neben For-

schungseinrichtungen 320 Wohnungen 

beherbergen. Das Gebiet der umziehen-

den Alten Handelsschule ist für Woh-

nungen verplant und das schon lange 

geschlossene Kaufhaus Glunz macht in 

diesem Frühjahr Platz für 70 Wohnungen. 

Lohbrügge: Aus dem Einkaufszen-

trum Rappoltweg entstehen 170 Woh-

nungen. Die Siedlung „Tienrade“ am 

Reinbeker Redder nahe Oststeinbek 

soll „gartenbezogenes Wohnen“ in Rei-

henhäusern sowie bis zu vierstöckigen 

Häusern ermöglichen. In den Planungen 

von Petersen, Pörksen und Partner sind 

412 Wohnungen vorgesehen.

Billwerder: In den Expresswoh-

nungen „für die öffentlich-rechtliche 

Folgeunterbringung“ am Gleisdreieck 

Billwerder wohnen bereits 300 Flücht-

linge nahe der S-Bahn-Station Mittlerer 

Landweg. Zunächst soll ihre Zahl auf 

2.500 wachsen, später ein gemischtes 

Viertel im Grünen für über 3.000 Bewoh-

ner entstehen. Aus der in der Abwicklung 

befindlichen Flüchtlingsunterkunft in 

der Billwerder Straße sollen 100 neue 

Wohnungen werden.

Vier- und Marschlande: In Och-

senwerder hat der Verkauf von 101 Eigen-

tumswohnungen am Avenberg begonnen, 

die ab Sommer 2017 bezugsfertig sein 

sollen. In Kirchwerder sind 60 neue Häu-

ser bis 2020 geplant.

spricht aber nichts dagegen, innen Neues 
zu schaffen, wenn man außen die Substanz 
erhält“, lautet sein Credo: „Denn natürlich 
brauchen wir Wohnraum. Aber wir brauchen 
vor allem bezahlbaren.“

Doch Preise sind relativ, erst recht in 
einer „wachsenden Stadt“ wie Hamburg, 
die in jedem Jahr rund 10.000 Neubürger 
begrüßt und in der Stadtplaner wie Investo-
ren angesichts der Grenzen der Nachverdich-
tung mehr und mehr auf die Möglichkeiten 
von Randlagen blicken. „Mehr Stadt an 
neuen Orten“, wie es im Senatskonzept heißt. 

Die alte Glashütte in Bergedorf steht 
längst nicht mehr, doch in ihrer Nähe hat 
man eine neue Tradition erfunden: die 
Glasbläserhöfe. Am Weidenbaumsweg 
Höhe Wiesnerring stehen bereits Neubau-
wohnungen mit zwei bis fünfeinhalb Zim-
mern, von 40 bis 140 Quadratmetern. Die 

kleinen Bewohner tollen mittags auf dem 
Spielplatz der christlichen Kindertagesstätte 
„Schatzkiste“, daneben sieht es eher nach 
Abenteuerspielplatz aus: Ein blauer, mit 
roten und gelben Handabdrücken verzier-
ter Bauwagen parkt vor einer Reihe grü-
ner Container – das Projekt ist noch im 
vollen Gange.

Auch hier ist die Buwog aktiv, sie ver-
spricht „modernes Stadtwohnen am Was-
serlauf “ mit einem „Komfort ohne Kom-
promisse“ und verweist auf die gute Ver-
kehrsanbindung: „Haben Sie Sehnsucht 
nach dem pulsierenden Leben der Hafen-
metropole, bringt Sie die S-Bahn in nur 
20 Minuten in die Hamburger Innenstadt.“ 

Von 94 angebotenen Eigentumswohnungen 
war im Februar 2017 nur noch eine zu 
haben: vier Zimmer im ersten Stock, 93 
Quadratmeter für 339.000 Euro. Wer mie-

ten will, zahlt auf dem freien Markt einen 
stolzen Preis: Eine Zwei-Zimmer-Woh-
nung auf knapp 56 Quadratmetern schlägt 
in einem Online-Inserat mit 690 Euro 
kalt zu Buche – 12,40 Euro pro Quad-
ratmeter.

„In Bergedorf ist es noch möglich, 
bezahlbaren Wohnbau zu errichten“, taxiert 
Nils Olov Boback vom Projektentwicklungs-
unternehmen NCC Deutschland, das an 
den Glasbläserhöfen beteiligt ist. Der Preis 
ist eben relativ. Der NCC-Geschäftsführer 
weist gleichzeitig in die Nachbarschaft: „In 
Allermöhe oder Neuallermöhe bezahlen 
Menschen auch für Eigentum in Form eines 
Reihenhauses nicht wirklich mehr als wenn 
sie eine Mietwohnung beziehen würden.“

Das ab 1982 für junge Familien errichtete 
Neuallermöhe mit seinen 24.000 Bewoh-
nern wird allerdings bald Alt-Allermöhe 
sein, denn nördlich des S-Bahnhofs wächst 
in den nächsten zehn bis 15 Jahren ein 
ganz neuer Stadtteil auf der grünen Wiese: 
Oberbillwerder. An der Grenze zu Berge-
dorf-West hin zum Billwerder Billdeich 
sollen 7.000 Wohnungen für 15.000 neue 
Bezirks-Bergedorfer entstehen. Vielleicht 
garniert mit einem Hallenbad, wie viele 
Bergedorfer es sich wünschen – erst 
Anfang März fand eine Ideenwerkstatt für 
das Großprojekt statt, ein internationaler 
städtebaulicher Wettbewerb soll in Kürze 
ausgeschrieben werden.

Dabei solle nahe der Boberger Nie-
derung „Raum und Heimat für leben-
dige Nachbarschaften gut gemischter 
Bevölkerungsgruppen“ geschaffen wer-
den, erklärt Stadtentwicklungssenatorin 
Dorothee Stapelfeldt (SPD) und kündigt 
„qualitätsvolles Bauen“ an, bei dem neben 
städtischen und privaten Trägern auch 
Platz für Genossenschaften und Baugrup-

pen sei. Hamburgs scheidender 
Oberbaudirektor Jörn 

Walter verspricht, „die großartige Land-
schaft Oberbillwerders zu bewahren“. An 
sein Versprechen wird der Mieterverein 
zu Hamburg die Bausenatorin erinnern.

„Wir brauchen vor allem 
bezahlbaren Wohnraum“

93 Quadratmeter für 
339.000 Euro 

Neuer Stadtteil  
Oberbillwerder Weitere Projekte im 

Bezirk Bergedorf	

Bergedorf macht Platz: Am Weidenbaumsweg  
entstehen Eigentumswohnungen
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In loser Folge wird das MieterJournal künftig über die Initiati-
venarbeit des Mietervereins zu Hamburg berichten. In dieser 
Ausgabe stellen wir den Mieterbeirat in der Vonovia-Wohnan-
lage am Nagelshof (Rissen) vor.

Wer sich wehrt, kann verlieren. Wer sich nicht wehrt, hat 
schon verloren.“ Das dachten sich viele Mieter in der 
mehr als 600 Wohnungen umfassenden Anlage des 

Immobilienkonzerns Vonovia (früher: Deutsche Annington), 
gelegen zwischen Nagelshof, Flerrentwiete, Rissener Dorfstraße 
und Wedeler Landstraße. Im Spätsommer des Jahres 2011 
versammelten sich dort rund 100 Mieter auf einer Rasenfläche 
in der Wohnanlage. Ihr Ziel: Die unzumutbaren Zustände in 
der Siedlung zu beenden. 

Von Beginn an dabei sind die Mieterbeiratsmitglieder 
Cornelia Heise (78) und Rolf Schönlein (73). Sie berichten 
von „großem Reparaturstau“, „feuchten Räumen“ und „unhalt-
baren Zuständen“, die in der Anlage nach dem Verkauf der 
Hamburger Unternehmensgrupppe Bruhn an die Annington 
geherrscht hätten. „Bald gab es vor Ort keinen Ansprechpartner 
mehr, die Hausreinigung fand nur noch sporadisch statt, die 
Mülltonnen quollen über und die Gartenanlagen verkamen 
langsam“, erinnert sich Schönlein mit Grausen.  

Zwar gab es seit Jahren Probleme mit Wohnungsmängeln: 
Wasser drang durch undichte Dächer und Fassaden ein, Schim-
mel bildete sich, die Sanierung verlief zäh und schleppend. 
Dies und ständige Beanstandungen der Betriebskosten riefen 
immer wieder den Mieterverein zu Hamburg auf den Plan, der 
für seine Mitglieder in Einzelfällen Ansprüche auf Mängelbe-
seitigung, Mietminderung und Gutschriften der Nebenkosten 
durchsetzte. Aber nun hatte sich die Situation so verschlimmert, 
dass vielen Mietern der Kragen platzte und sie mithilfe des 
Mietervereins einen zehnköpfigen Beirat bildeten. „Das damals 
bereits über 350.000 Wohnungen zählende Großunternehmen 
hatte den Überblick verloren und nicht bemerkt, dass das für 
die Betreuung der Wohnanlage zuständige Dienstleistungsunter-
nehmen insolvent geworden war“, sagt der Initiativenbeauftragte 
des Mietervereins Dr. Rolf Bosse.

Cornelia Heise, Rolf Schönlein und deren Mitstreiter wollten 
die Zustände nicht mehr hinnehmen, ergriffen die Initiative 
und riefen zur Versammlung in der 640 Wohnungen zählenden 
Anlage. Mit Unterstützung des Mietervereins gründete sich 
ein Beirat, der stellvertretend für die Mietergemeinschaft die 

Kommunikation mit der Deut-
schen Annington übernahm 
und flankierend für reichlich 
Aufmerksamkeit in der Presse 
sorgte. „Wir verfassten Schrei-
ben, informierten die Bewohner 
und knüpften Pressekontakte, sogar 
das ZDF hat damals berichtet“, sagt 
Schö	nlein, den „die Frauen in der Wohnanlage“ zu seinem 
Engagement „getrieben“ hätten, wie er es formuliert. Auch 
Cornelia Heise wurde aktiv. Die 1969 eingezogene Erstbewoh-
nerin trat wegen Problemen mit ihrem Mietvertrag, den der 
neue Eigentümer nicht anerkennen wollte, dem Mieterverein 
bei und wurde Beiratsmitglied. 

Der so entstandene Druck wirkte. „Das Wohnungsunterneh-
men reagierte mit einem Mal prompt: Kurzfristig wurden erste 
Sofortmaßnahmen zur Beseitigung der Missstände ergriffen“, 
erzählt Heise, „ohne die professionelle Unterstützung durch Dr. 
Bosse hätten wir das wohl nicht erreicht.“ Um die Wogen zu 
glätten fand eine Mieterversammlung im Gymnasium Rissen 
statt, auf der die Annington-Geschäftsführung, der Pressere-
ferent und die lokalen Mitarbeiter sich für die vergangenen 
Versäumnisse entschuldigten und Besserung gelobten.

Und tatsächlich: Die Wohnanlage wurde wieder gepflegt, ein 
neuer Kinderspielplatz entstand, regelmäßige Gesprächsrunden 
fanden statt. Für das Abrechnungsjahr 2011 wurden erhebliche 
Senkungen der Nebenkosten bei den nicht durchgeführten 
Dienstleistungen durchgesetzt. Ist heute alles gut? „Leider 
nicht“, sagt Heise, „zuletzt gab es am Nagelshof 2-10 einen 
massiven Kahlschlag, dem auch Bäume zum Opfer gefallen 
sind.“ Mit energischem Einsatz hat sie für den Erhalt des 
grünes Gartenparadieses, das ihre Terrasse umgibt, gekämpft. 
Rundherum ist es jetzt an vielen Stellen kahl. „Nur bei mir 
finden Eichhörnchen, Amseln und Rotkehlchen noch einen 
Unterschlupf.“ Im vorigen Sommer hat dort sogar ein Zaun-
könig gebrütet. „Mieter müssen aktiv werden, dürfen sich 
nicht alles gefallen lassen“, lautet ihr Appell an die Nachbarn.

„Auch wenn man sich manchmal fühlt wie Sisyphos, der 
immer wieder denselben Stein den Berg hinaufrollt: Der Erfolg 
der Arbeit des Mieterbeirats lässt sich messen – sowohl in 
eingesparter Miete als auch in Lebensqualität“, sagt Dr. Rolf 
Bosse. Kämpfen lohne sich!

Erfolgreicher Kampf gegen Reparaturstau und  
falsche Abrechnungen
Eine Rissener Mieterinitiative bot einem Immobilienkonzern 
die Stirn und hat mithilfe des Mietervereins viel erreicht 

Von Volker Stahl
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Genehmigung einer  
Wohnungstürdekoration  
Landgericht Hamburg, Urteil  

vom 7. Mai 2015, 333 S 11/15

Zum Sachverhalt:
Die Mieterin hatte an ihrer Wohnungstür ein Schild mit der 

Aufschrift „Willkommen“ angebracht. Die Vermieterin forderte 
die Entfernung der Dekoration und begehrte die Feststellung, 
dass die Beklagte zur Anbringung derartiger Dekorationsobjekte 
an der Wohnungstür nicht berechtigt sei. Die Vermieterin berief 
sich diesbezüglich auf den Dauernutzungsvertrag sowie die 
Hausordnung. In dem Dauernutzungsvertrag hieß es:

„Mit Rücksicht auf die Gesamtheit der Nutzer und im Inte-
resse einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Gebäudes, 
des Grundstücks und der Wohnung bedarf das Mitglied der 
vorherigen Zustimmung der Genossenschaft, wenn es Schilder 
(ausgenommen übliche Namensschilder an den dafür vorgese-
henen Stellen), Aufschriften oder Gegenstände jeglicher Art in 
gemeinschaftlichen Räumen, am Gebäude anbringt oder auf 
dem Grundstück aufstellt.“

In der Hausordnung, die Bestandteil des Dauernutzungs-
vertrags ist, wurde unter anderem geregelt: „Halten Sie bitte 
Haus- und Hofeingänge, Treppen und Flure frei, weil sie nur 
dann ihren Zweck als Fluchtwege erfüllen.“

Aus der Urteilsbegründung:
Die Klage der Vermieterin hatte keinen Erfolg. Es steht der Mie-

terin frei, an der Wohnungstür ein Dekorationsobjekt anzubringen. 
Ein vertragswidriges Verhalten war nach Überzeugung des Gerichts 
nicht gegeben. Selbst wenn man zugunsten der Vermieterin davon 
ausginge, dass die zitierte Regelung aus dem Dauernutzungsvertrag 
einschlägig sei und für das Anbringen die vorherige Zustimmung 
der Klägerin erforderlich gewesen wäre, führte dies nicht zu einem 
Anspruch der Vermieterin auf Beseitigung der Dekoration. Die 
Vertragsregelung eröffnet für die Vermieterin allenfalls das Recht, 
eine Ermessensentscheidung zu treffen. 

Bei der Ermessensentscheidung hätte die Vermieterin ihre 
eigenen Interessen berücksichtigen dürfen. Es würde sich hierbei 
im Wesentlichen um die folgenden Punkte handeln: Durch ein 
generelles Verbot könnte jegliche Form des Streits (zwischen den 
Hausbewohnern sowie zwischen einzelnen Hausbewohnern und 
der Klägerin) von vornherein vermieden werden, die Mitarbeiter 
würden vor allen Abgrenzungsfragen bewahrt werden, die Trep-
penhäuser würden gegebenenfalls einen höherwertigen Eindruck 
vermitteln und Brandgefahren würden vermieden werden.

Diesen Interessen stünde das Interesse der Mieterin gegen-
über, mit einer kleinen Dekoration an der Außenseite der 
Wohnungstür potenziellen Besuchern einen herzlichen Empfang 
zu signalisieren.

Nach Auffassung des Gerichts ergibt eine Abwägung, dass die 
Vermieterin zur Erteilung einer Zustimmung zur Anbringung der 
strittigen Dekoration verpflichtet ist. Aus dem Vorbringen der 
Vermieterin ergeben sich keine konkreten Schwierigkeiten oder 
Beeinträchtigungen, mit denen sie bereits konfrontiert worden 
ist. Die allgemeine Befürchtung von Problemen reicht vor dem 
Hintergrund nicht aus, dass die Erweiterung des Rechts zur 
Mitbenutzung des Treppenhauses als minimal zu werten ist, um 
von einem vertragswidrigen Gebrauch auszugehen. Das an der 
Außenseite der Wohnungstür befestigte Dekorationsobjekt ist 
mithin zu dulden. Die Vermieterin hatte auch keinen Anspruch 
auf die begehrte Feststellung, da der Antrag zu unbestimmt war. 
Das Anbringen von Dekorationsobjekten kann nicht allgemein 
untersagt werden. 

Überweisung der Miete am dritten Werktag ist 
ausreichend
Landgericht Hamburg, Urteil vom 20. Septem-

ber 2016, 333 S 11/16 (Revision zugelassen)

Zum Sachverhalt:
Die Parteien verbindet ein Mietverhältnis über eine Woh-

nung. Die Miete war monatlich spätestens bis zum dritten 

Hinweis der Redaktion: Die folgenden 
Entscheidungen sind auf das Wesentli-
che gekürzt. Da sie sich in erster Linie an 
Fachjuristen wenden, stellen wir einen 
auch für juristische Laien verständlichen 
Überblick voran. Die Urteile sind, wenn 
nicht anders angegeben, rechtskräftig. 

Eine Mieterin hatte an der Außen-
seite ihrer Wohnungstür ein Schild 

mit der Aufschrift „Willkommen“ ange-
bracht. Die Vermieterin forderte die Besei-
tigung der Dekoration. Zu Unrecht, ent-
schied das Gericht. Es handle sich hierbei 

nicht um ein vertragswidriges Verhalten. 
Für eine pünktliche Mietzahlung ist 
entscheidend, wann der Mieter den 

Überweisungsantrag bei der Bank 
gestellt hat, nicht der Zeitpunkt des 
Zahlungseingangs beim Vermieter. Die 
fristlose Kündigung der Vermieterin 
wegen Zahlungsrückstands war insoweit 
nicht begründet.

Eine Mieterin hatte ihre Woh-
nungskatze frei laufen lassen. Die 

Katze wurde daraufhin von Nachbarn im 
Garten gesichtet, wo sie unter anderem 
ihr „Geschäft“ hinterlassen habe. Die 

Vermieterin klagte auf Unterlassung. Das 
Gericht wies die Klage mangels Bewei-
sen ab.  

Das Gericht hatte erhebliche Zweifel 
an einer Eigenbedarfskündigung 

des Vermieters, der unmittelbar zuvor 
Streitigkeiten mit dem Mieter vorausge-
gangen waren. Das Gericht hielt die Räu-
mungsklage für unbegründet.

Eine Verkleinerung der angemie-
teten Abstellfläche um circa 50 Pro-

zent berechtigte die Mieter zur Mietmin-
derung.

 Das Landgericht bestätigte im 
Wesentlichen die Entscheidung des 

Amtsgerichts, laut der die Vereinbarun-
gen zwischen dem Vermieter und der 
Investitions-und Förderbank IFB auf das 
Mietverhältnis ausstrahlen. So kann bei-
spielsweise keine Differenzierung zwi-
schen der tatsächlichen und der förderfä-
higen Wohnfläche stattfinden. 

7 Das Gericht gab dem Mieter Recht, 
der sich gegen eine Mieterhöhung 

gewehrt hatte. Die unterdurchschnittli-
che Wohnungsausstattung rechtfertige 
keine weitere Erhöhung der Miete. 

Mietrecht 

Neue Hamburger 
Mieturteile

Zusammengestellt und  
bearbeitet von Rechtsanwältin 
Dr. Lisa Marie Rödel
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Werktag eines Monats fällig. Die Mieterin hatte am 5. des 
Monats (hier der dritte Werktag) die Überweisung der Miete 
veranlasst. Der Betrag wurde dem Konto der Vermieterin 
spätestens am 7. des Monats gutgeschrieben. Am 6., also einen 
Tag nach der Überweisung durch die Mieterin, kündigte die 
Vermieterin das Mietverhältnis.

Nach Ansicht der Vermieterin könne eine Zahlungspflicht 
nur dann fristgerecht erfüllt werden, wenn der Leistungsbetrag 
innerhalb der Zahlungsfrist dem Gläubiger gutgeschrieben 
werde. Die Vermieterin berief sich diesbezüglich auf Artikel 
3 Absatz 1 der Richtlinie 2011/7/EU und den Rechtspre-
chungsgrundsatz des Europäischen Gerichtshofs, wonach es 
für die Rechtzeitigkeit der Leistung auf die Gutschrift auf 
dem Empfängerkonto ankommt. Die Mieterin sah diese 
Rechtsprechung für das Verhältnis zwischen Mieter und 
Vermieter als nicht anwendbar an. Nach dem Gesetz sei 
die Miete zu Beginn, spätestens bis zum dritten Werktag 
der einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten. Die Miete sei 
zudem regelmäßig eine Schickschuld, sodass der Mieter nur 
die Transport-, nicht aber die Verzögerungsgefahr trage. 
Eine anderslautende mietvertragliche Regelung sei nicht 
vereinbart worden.  

Aus der Urteilsbegründung:
Die Vermieterin war nicht zur fristlosen Kündigung des 

Mietverhältnisses berechtigt. Ein Kündigungsgrund lag nicht vor. 
Ein wichtiger Kündigungsgrund ist unter anderem, wenn der 
Mieter für zwei aufeinanderfolgende Monate mit der Entrichtung 
eines nicht unerheblichen Teils der Miete in Verzug ist. Der 
rückständige Teil der Miete ist nur dann als nicht unerheblich 
anzusehen, wenn er die Miete für einen Monat übersteigt. Da 
die Mieterin in dem vorangegangenen Monat die Miete nicht 
vollständig gezahlt hatte, war nunmehr entscheidend, inwieweit 
die streitgegenständliche Zahlung pünktlich erfolgt ist. 

Die Kammer folgte der Ansicht, dass sich die Beklagte mit 
der Entrichtung der Miete zum Zeitpunkt der fristlosen Kündi-
gung nicht im Verzug befunden hat. Die Mietzahlung ist eine 
Schickschuld. Der maßgebliche gesetzliche Zeitpunkt bestimmt 
sich nach der Vornahme der Leistungshandlung, mithin nach 
dem Eingang des Überweisungsauftrags des Mieters bei dessen 
Geldinstitut (vgl. Schur; in juris PK-BGB, Bd. 2, § 556b BGB, 
Rn 8; ebenso Schmidt-Futterer/Langenberg, § 556b BGB, Rn 
7; so auch der BGH in seiner aktuellen Entscheidung vom 5. 
Oktober 2016, VIII ZR 222/15). 

Am dritten Werktag wurde der Überweisungsauftrag der 
Mieterin von der Bank ausgeführt und das Konto der Mieterin 
zugunsten des Kontos der Vermieterin belastet. Dies war zur 
Erfüllung der Verpflichtung zur Zahlung der fälligen Miete ausrei-
chend. Die von der Vermieterin angesprochene Zahlungsverzugs-
richtlinie ist auf das Verhältnis zwischen Mieter und Vermieter 
nicht anwendbar. Anderenfalls müsste der Wohnraummieter die 
Bankarbeitszeit berücksichtigen mit der Konsequenz, dass der 
Auftrag zur Überweisung der Miete deutlich vor dem dritten 
Werktag erteilt werden müsste. Dies ist mit den gesetzlichen 
Regelungen zur Wohnraummiete nicht vereinbar.  

	

 Freigänge der Wohnungskatze erlaubt
Amtsgericht Hamburg-St. Georg, 911 C 146/16

Zum Sachverhalt:
Eine Mieterin, die zugleich Katzenbesitzerin ist, wurde von 

ihrer Vermieterin verklagt, nachdem sie ihre Katze auch außerhalb 
der Wohnung frei laufen gelassen hatte. Die Katze war zuvor 
unter anderem in dem der Erdgeschosswohnung zugeordneten 
Garten gesehen worden. Die Vermieterin klagte auf Unterlassung.

Aus der Urteilsbegründung: 
Das Gericht wies die Klage als unbegründet ab. Die Mieterin 

nutzt die Mietsache nicht vertragswidrig. Was im Einzelnen zum 
vertragsgemäßen Gebrauch der Mietsache gehört, richtet sich in 
erster Linie nach den vertraglichen Regelungen. Das Verhalten der 
Katze widerspricht nicht dem Inhalt des zwischen den Parteien 
geltenden Mietvertrags. Der Formularmietvertrag enthält zwar 
eine Tierhalteverbotsklausel. Diese erfasst jedoch keine Katzen. 
Überdies ist diese Klausel zudem unwirksam, weil sie die Mie-
terin unangemessen benachteiligt. Das Gericht ging nicht davon 
aus, dass das Halten der Katze innerhalb der Wohnung für die 
Vermieterin unzumutbar ist. Die Vermieterin konnte zudem nicht 
beweisen, dass sich die Katze der Mieterin als Freigängerin in 
dem nicht zur Mietsache gehörenden Garten aufhalte und dort 
regelmäßig „ihr Geschäft“ hinterlasse.

Der von der Vermieterin benannte Zeuge hatte die Katze 
zwar regelmäßig in dem Garten gesehen. Zudem sei der Rasen 
zuletzt durch vereinzelte Flecken in Mitleidenschaft gezogen 
worden. Die Katze wurde jedoch nicht gesichtet, wie sie in den 
Garten gekotet hätte. Der Zeuge selbst hält in dem Garten jedoch 
eine französische Bulldogge. Es war deshalb nicht zweifelsfrei 
auszuschließen, dass die Beeinträchtigungen durch den Hund 
herrührten. 

Mitgeteilt von RAin von der Wroge

 Kein Eigenbedarf bei zweifelhaftem Nutzungs-
wunsch
Amtsgericht Hamburg, Urteil vom 15. April 2016, 25a C 457/15

Zum Sachverhalt:
Der Mieter bewohnt seit den 1980er-Jahren eine Wohnung. 

Sein Vermieter klagte auf Räumung und Herausgabe der Woh-
nung, nachdem er das Mietverhältnis aufgrund Eigenbedarfs 
gekündigt hatte.

Vorausgegangen waren Streitigkeiten über die Umlage von 
Treppenreinigungskosten, eine Mieterhöhung und die tatsäch-
liche Wohnfläche.

Der Vermieter begründete seine Kündigung damit, dass er 
die Wohnung zur eigenen Nutzung benötige. Er lebe derzeit im 
Haus seiner Eltern, in dem er lediglich auf dem Sofa im Wohn-
zimmer nächtige. Der Vermieter hatte geheiratet und wollte 
zusammen mit seiner Frau und der erwachsenen Tochter in die 
Wohnung ziehen. 

Mit Schreiben des Mietervereins erklärte der Mieter seinen 
Widerspruch gegen die Eigenbedarfskündigung. Er berief sich 
hierbei auf seine geringe Rente, Krankheitsgründe sowie sein Alter 
von 71 Jahren. Der Mieter war der Ansicht, dass der Eigenbedarf 
nur vorgeschoben sei und beantragte, die Klage abzuweisen.

Aus der Urteilsbegründung:
Die Räumungsklage des Vermieters hatte keinen Erfolg. 
Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein berechtig-

tes Interesse an der Beendigung des Mietverhältnisses hat. Ein 
berechtigtes Interesse liegt insbesondere vor, wenn der Vermieter 
die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen oder 
Angehörige seines Haushalts benötigt. Als Eigentümer gehört der 
Vermieter ohne Weiteres zum privilegierten Personenkreis. Das 
Gericht hatte jedoch Zweifel daran, dass der Vermieter die Wohnung 
tatsächlich „benötigt“.

Die vom Gesetzgeber vorgesehene Interessenabwägung zwischen 
dem Erlangungsinteresse des Vermieters und dem Bestandsinteresse 
des Mieters haben die Gerichte in einer Weise nachzuvollziehen, 
die dem beiderseitigen Eigentumsschutz Rechnung trägt und die 
die beiderseitigen Belange in einen verhältnismäßigen Ausgleich 
bringt. Der Vermieter wird durch Artikel 14 Absatz 1 Grundgesetz 
in seiner Freiheit geschützt, die Wohnung bei Eigenbedarf selbst zu 
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nutzen oder durch privilegierte Angehörige nutzen zu lassen. Daher 
haben die Gerichte den Entschluss des Vermieters grundsätzlich zu 
beachten und ihrer Rechtsfindung zu Grunde zu legen (BVerfGE 
68, 361, NJW 1895, 2633). Die Gerichte haben ebenso grundsätzlich 
zu respektieren, welchen Wohnbedarf der Vermieter für sich oder 
seine Angehörigen als angemessen ansieht. 

Dem Erlangungswunsch des Vermieters sind allerdings durch 
die Belange des Mieters Grenzen gesetzt. Die Gerichte dürfen den 
Eigennutzungswunsch des Vermieters daraufhin nachprüfen, 
inwieweit dieser Wunsch ernsthaft verfolgt wird, ob er von ver-
nünftigen und nachvollziehbaren Gründen getragen wird oder 
ob er missbräuchlich ist (BGH, Urteil vom 4. März 2015, VIII ZR 
166/14, Rn 13 mit zahlreichen weiteren Nachweisen). 

Dieser Überprüfung hielt der vorgebrachte Eigennutzungswunsch 
des Vermieters nicht stand. Das Gericht hatte erhebliche Zweifel 
daran, dass der Vermieter und seine Ehefrau tatsächlich beabsich-
tigten, in die Mietwohnung zu ziehen. Dieser Wunsch wäre zudem 
nicht von vernünftigen und nachvollziehbaren Gründen getragen. 

Es handelt sich um eine lediglich circa 47 Quadratmeter große 
Wohnung, die in unmittelbarer Nähe zur Hamburger Reeperbahn 
und dem Hans-Albers-Platz liegt. Die Vielzahl der dortigen Besucher, 
Kneipen und Vergnügungslokale führt gerichtsbekanntermaßen 
zu einem erheblichen nächtlichen Lärmaufkommen – und das 
nicht nur an den Wochenenden. Der Mieter hatte zudem darauf 
hingewiesen, dass der Vermieter und seine Ehefrau tagtäglich mit 
Prostitution und Drogenkonsum konfrontiert wären.

Die Zweifel des Gerichts an dem tatsächlichen Eigennutzungs-
wunsch des Vermieters wurden insbesondere durch folgende 
Aspekte verstärkt: Die Eigenbedarfskündigung ist in unmittelbarem 
zeitlichem Zusammenhang mit der Mitteilung des Mieters erfolgt, 
dass die Wohnfläche um mehr als zehn Prozent kleiner sei als die 
im Mietvertrag ausgewiesene Quadratmeter-Angabe. Aufgrund 
dieser Erklärung musste der Vermieter davon ausgehen, dass 
Mietsteigerungen in der Zukunft nur in einem geringeren Maß als 
gedacht erfolgen können. Des Weiteren könnte für die Wohnung 
bei einer etwaigen Neuvermietung ein erheblich höherer Mietpreis 
vereinnahmt werden. Angesichts der gestiegenen Immobilienpreise 
steht zur Überzeugung des Gerichts zudem fest, dass der Kläger 
des Weiteren beim Verkauf einer unvermieteten Wohnung einen 
erheblichen Gewinn erzielen könnte. 

Es stellte sich außerdem die Frage, warum die Kündigung nicht 
in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit seiner Hochzeit, 
sondern erst Jahre später erklärt worden ist. Die Zweifel gingen zu 
Lasten des Vermieters.

Mitgeteilt von RA Heinzelmann

 Verkleinerung der Abstellfläche kann zur  
Mietminderung berechtigen
Amtsgericht Hamburg-St. Georg, Urteil vom 

30. September 2015, 921 C 297/14

Zum Sachverhalt: 
Die Mieter hatten eine Wohnung nebst einer Abstellfläche im 

Dachgeschoss angemietet. Die Vermieter kündigten im laufenden 
Mietverhältnis Modernisierungsmaßnahmen im Hinblick auf 
zwei Dachgeschosswohnungen an. Die Mieter räumten daraufhin 
die Abstellfläche im Dachgeschoss und nutzen nunmehr eine 
Abstellfläche im Keller.

Die Mieter behaupten, die Abstellfläche im Dachgeschoss 
sei elf Quadratmeter groß und die Fläche im Keller lediglich 5,1 
Quadratmeter groß gewesen. Die Mieter machten daraufhin ein 
Minderungsrecht geltend. Die Mieter sind zudem der Ansicht, 
dass nach dem oberhalb der Mietwohnung durchgeführten Aus-
bau des Dachgeschosses eine erhebliche Beeinträchtigung von 
dem Trittschall der darüber liegenden Wohnung für die Mieter 
ausgehe. Die Grenzwerte der DIN 4109 seien nicht eingehalten 

worden, da jeder Schritt in der darüber liegenden Wohnung als 
störend wahrgenommen werde. Die Mieter beantragten daher 
eine Instandsetzung in Form einer Verbesserung des Trittschall-
schutzes. Des Weiteren sollten die Vermieter die aufgrund der 
Minderung zu viel gezahlte Miete zurückerstatten. Die Vermieter 
beantragten, die Klage abzuweisen. Sie behaupten, der Ausbau 
des Dachgeschosses sei auf der Grundlage der bestehenden 
DIN-Vorschriften erfolgt. Ferner behaupten die Beklagten, die 
Abstellfläche im Dachgeschoss habe seinerzeit eine Größe von 
8,75 Quadratmetern aufgewiesen. Die Vermieter hätten den 
Mietern zudem die Auswahl eines neuen Abstellraums im Keller 
ermöglicht. Das Gericht hat Beweis durch die Einholung eines 
Sachverständigengutachtens erhoben.

Aus der Urteilsbegründung:
Die Klage der Mieter ist überwiegend begründet. Die 

Mietwohnung weist einen Mangel auf, der einen Instandset-
zungsanspruch begründet. Es werden die Trittschallpegel vom 
Flurfußboden, Eckraumfußboden und Küchenfußboden über-
schritten. Eine Mietwohnung in einem älteren Gebäude weist, 
wenn vertraglich nicht etwas anderes vereinbart worden ist, in 
schallschutztechnischer Hinsicht grundsätzlich keinen Mangel 
auf, sofern der Trittschallschutz den zur Zeit der Errichtung 
des Gebäudes geltenden DIN-Normen entspricht. Das gilt auch 
dann, wenn während der Mietzeit in der Wohnung darüber 
der Fußbodenbelag ausgetauscht wird und sich dadurch der 
Schallschutz gegenüber dem Zustand bei Anmietung der Woh-
nung verschlechtert (BGH, Urteil vom 6. Oktober 2004, VIII 
ZR 355/03, NJW 2005, 218). 

Etwas anderes gilt jedoch bei einem vorgenommenen Umbau 
nach Begründung des Mietverhältnisses. Den Vermieter trifft 
insoweit zwar keine Pflicht zur Modernisierung. Nimmt der Ver-
mieter jedoch bauliche Veränderungen vor, die zu Lärmemissionen 
führen können, darf der Mieter erwarten, dass die Lärmschutzbe-
stimmungen eingehalten werden, die den Anforderungen der zur 
Zeit des Umbaus geltenden DIN-Normen genügen (BGH, NZM 
2005, 60; hierzu Drasdo, NJW 2005, 798). 

Das Gericht ist nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme davon 
überzeugt, dass der Trittschallschutz hier zum Teil nicht den zur 
Zeit des Dachgeschossausbaus geltenden DIN-Normen entspricht. 
Das Gericht schloss sich insoweit den Ausführungen des Sach-
verständigen an. 

Die Mieter hatten zudem auch das Recht zur Mietminderung. 
Die seinerzeit durch den Mietvertrag überlassene Abstellmöglich-
keit im Dachgeschoss mit einer Größe von 9,75 Quadratmetern 
ist durch die nachträgliche Zurverfügungstellung einer Abstell-
fläche von lediglich 5,1 Quadratmetern ersetzt worden. Hierin 
ist eine erhebliche Abweichung von immerhin fast 50 Prozent zu 
sehen. Hiermit ist auch eine Beeinträchtigung der Tauglichkeit 
zum vertragsgemäßen Gebrauch verbunden, da die Kläger in der 
minderungsrelevanten Zeit insoweit erheblich an Abstellfläche 
einbüßen mussten. Im Rahmen der Bestimmung der Minde-
rungshöhe hat das Gericht berücksichtigt, dass es sich lediglich 
um eine Abstellfläche handelt. Die Höhe der Minderung schätzt 
das Gericht auf insgesamt 2,5 Prozent. Maßgeblicher Bezugspunkt 
nach der Rechtsprechung des BGH ist insoweit die Bruttomiete.

Mitgeteilt von den RAen Steins & Schadendorff

 Unwirksame Vertragsklauseln bei öffentlich 
geförderten Wohnungen
Landgericht Hamburg, Urteil vom 18. Januar 2017, 307 S 75/15

Amtsgericht Hamburg-Blankenese,  

Urteil vom 7. Juli 2017, 532 C 455/14

Zum Sachverhalt:
Der Vermieter hatte gegen das Urteil des Amtsgerichts 

Hamburg-Blankenese Berufung eingelegt. Es ging hierbei im 
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Wesentlichen um die folgenden Kernpunkte: Im Hinblick 
auf die Wohnfläche vertritt das Amtsgericht die Auffassung, 
dass die Vereinbarung zwischen der Investitions- und För-
derbank IFB und dem Vermieter auf das Rechtsverhältnis 
der Parteien ausstrahle. Eine Differenzierung zwischen der 
förderfähigen und der tatsächlichen Wohnfläche widerspre-
che dem Sinn und Zweck der Förderbestimmungen, die 
dem Schutz des Mieters dienten. Es sei dem Vermieter 
daher verwehrt, sich auf eine eventuell tatsächlich größere 
Wohnfläche zu berufen. 

Eine eingeschränkte Nutzbarkeit der Dachterrasse berech-
tigte die Mieter zur Mietminderung. Des Weiteren ist 
die Zahlung für einen Pkw-Stellplatz ohne Rechtsgrund 
erfolgt. Der Vermieter ist zudem zur kostenlosen Über-
lassung eines Fahrradstellplatzes verpflichtet, da die IFB 
diese kostenfreien Fahrradstellplätze mitgefördert habe. Die 
Mieter durften davon ausgehen, dass ein Fahrradstellplatz 
vom Mietvertrag mitumfasst ist. Die Staffelmietvereinba-
rung nach Ablauf der Förderung ist des Weiteren nach 
Ansicht des Amtsgerichts unwirksam, da die Regelungen 
das Bürgerliche Gesetzbuch unterlaufen und der Zweck 
der Wohnraumförderung vereitelt werden würde. Dies gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass finanziell schwä-
chere Mieter nach Ablauf der Bindungsfrist zum Auszug 
gezwungen wären. 

Aus der Urteilsbegründung:
Die Berufung des Vermieters hatte nur im Hinblick auf 

die Staffelmietvereinbarung Erfolg. Das Amtsgericht war von 
einer Unwirksamkeit ausgegangen. Das Landgericht verwies 
insoweit auf die Rechtsprechung des BGH (Urteil vom 3. 
Dezember 2003, VIII ZR 157/03). Nach dem Grundsatz 
der Vertragsfreiheit steht es den Parteien frei, Verein-
barungen über die Miete zu treffen, soweit gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen. Das ist hier nicht 
der Fall. Soweit das Amtsgericht mit den Mietern davon 
ausgeht, dass die Staffelmietvereinbarung den Zweck der 
Wohnraumförderung unterlaufe, ist zu berücksichtigen, 
dass der Zeitraum der Wohnraumförderung im Zeitpunkt 
der Geltung der Staffelmietvereinbarung bereits abgelaufen 
sein wird. Die Parteien müssen sich im Anschluss an 
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs orientie-
ren. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass beispielsweise 
die Kappungsgrenze im Rahmen der Vereinbarung einer 
Staffelmiete gerade nicht gilt. Insoweit ist es eine gesetz-
geberische Entscheidung, dass die Parteien im Wege 
der vertraglichen Festlegung einer Miete freier sind als 
bei einseitigen Mieterhöhungsverlangen von Vermietern. 
Inwieweit die Mieterhöhung am Ende des Förderzeitraums 
gegen gesetzliche Vorschriften verstoßen wird, kann der-
zeit nicht beurteilt werden. Es fehlt insoweit an einer 
ausreichenden Grundlage für eine Entscheidung darüber, 
ob Leistung und Gegenleistung im Jahr 2029 in einem 
auffälligen Missverhältnis stehen werden.

Soweit der Vermieter mit seiner Berufung die Entschei-
dung des Amtsgerichts im Übrigen angegriffen hatte, blieb 
er ohne Erfolg. 

Mitgeteilt von RA Kues

 Mieterhöhung bei unterdurchschnittlicher 
Wohnungsausstattung

Amtsgericht Hamburg, Urteil vom 11. November 2016

Zum Sachverhalt:
Die Vermieterin einer Hamburger Wohnung hatte auf 

Zustimmung zu einer Mieterhöhung durch den Mieter 

geklagt. Die Wohnung befindet sich in einem Gebäude, 
das vor 1918 erbaut worden ist. Das Mietshaus ist in einer 
normalen Wohnlage nach dem Hamburger Wohnlagenver-
zeichnis gelegen. Die Wohnung ist mit Badezimmer und einer 
Sammelheizung ausgestattet. Der Hamburger Mietenspiegel 
2015 weist in dem maßgeblichen Feld C2 einen Mittelwert 
von 9,19 Euro pro Quadratmeter aus.  

Die Vermieterin hatte die Wohnung ohne Herd vermie-
tet. Die Wohnung hat keinen Balkon und ist mit einem 
Duschbad ausgestattet. Die Größe des Badezimmers ist 
zwischen den Parteien strittig. Die Vermieterin begehrte 
die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete auf 9,19 
Euro pro Quadratmeter. 

Nachdem der Mieter eine Teilzustimmung auf lediglich 
8,80 Euro pro Quadratmeter erteilt hatte, reichte die Ver-
mieterin Klage ein. 

Aus der Urteilsbegründung:
Die Klage ist nicht begründet. Nach der Rechtspre-

chung des BGH handelt es sich bei der ortsüblichen 
Vergleichsmiete nicht um einen punktgenauen Wert. Die 
Vergleichsmiete bewegt sich vielmehr innerhalb einer 
bestimmten Spanne (BGH, Urteil vom 6. Juli 2005, VIII 
ZR 322/14, juris Rn 11). Ist ein qualifizierter Mieten-
spiegel vorhanden, bei dem vermutet wird, er gebe die 
ortsübliche Vergleichsmiete wieder, ist der Maßstab für die 
Berechtigung des Mieterhöhungsverlangens die Bandbreite 
der konkreten ortsüblichen Vergleichsmiete innerhalb 
der Mietspiegelspanne. Der Tatrichter hat, so der BGH 
(Urteil vom 4. Mai 2001, VIII ZR 227/10, juris Rn 16), 
innerhalb der in einem qualifizierten Mietspiegel ausge-
wiesenen Spanne die ortsübliche Vergleichsmiete für die 
konkrete Wohnung festzustellen. Das Gericht darf hierbei 
die konkrete ortsübliche Vergleichsmiete durch Schätzung 
ermitteln (BGH, Urteil vom 4. Mai 2001, VIII ZR 227/10, 
juris Rn 20).

Die Einordnung innerhalb der Spanne ist eine normative 
Wertung, die der Mietenspiegel gerade nicht vornehmen 
kann, da er eine abstrakte generelle Datenbasis darstellt, in 
die jede Wohnung anhand ihrer Ausstattung, Beschaffenheit 
und Lage eingeordnet werden muss. Es wird letztlich also 
nur vermutet, dass die ortsübliche Vergleichsmiete für 
die konkrete Wohnung nicht höher als der Oberwert der 
Spanne und nicht niedriger als der Unterwert der Spanne 
ist (Börstinghaus/Clar: Die Ermittlung der ortsüblichen 
Vergleichsmiete, NZM 2014, 889, 898).

Nach Überzeugung des Gerichts liegt die ortsübliche 
Vergleichsmiete vorliegend nicht über der bereits gezahl-
ten Miete.

Die Wohnung weist eine in der Gesamtschau deutlich 
unterdurchschnittliche Ausstattung auf. Sie verfügt bei-
spielsweise weder über einen Balkon noch einen Herd. 
Ebenfalls wertmindernd war zu berücksichtigen, dass der 
in der Wohnung vorhandene Holzfußboden vermieterseits 
zum einen mit roter Brandschutzfarbe und zum anderen 
teilweise nicht vollflächig als Holzfußboden zur Verfü-
gung gestellt worden ist. Es war bei Mietbeginn zum 
Teil lediglich eine Estrichfläche vorhanden gewesen. Des 
Weiteren ist die Ausstattung des Badezimmers als unter-
durchschnittlich zu werten. Es verfügt lediglich über ein 
Glasbaufenster und ist sehr beengt geschnitten. Gleiches 
gilt für die Badezimmerausstattung. Der Bodenbelag war 
bei Mietbeginn abgängig und die Elektrik veraltet. 

Die deutlich unterdurchschnittliche Ausstattung wird 
nicht durch die Lage der Wohnung aufgewogen. Das 
Wohnhaus befindet sich im Bezirk Eimsbüttel.

Mitgeteilt von den RAen Steins & Schadendorff
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Mitglieder 
werben 
Mitglieder 

Einigkeit macht stark. Des
halb sollten Sie Ihre Nach
barn, Kollegen, Verwandten 
und Freunde von den Vortei-
len des Mietervereins über-
zeugen. Für jedes geworbene 
Mitglied schreiben wir Ihrem 
Beitragskonto 15 Euro gut.

Gute Gründe 
sprechen für 
die Mitglied-
schaft im  
Mieterverein  
zu Hamburg:

• �Individuelle 
Beratung

• Rechtsschutz

• �Starke 
Gemeinschaft

• �Niedrige  
Kosten

Beitrittserklärung und SEPA-Lastschriftmandat 
Hiermit wird die Mitgliedschaft im Mieterverein zu Hamburg von 1890 r.V. beantragt. Die Satzung erkenne ich an. Der Beitrag wird von mir 
unaufgefordert am Anfang eines jeden Kalenderjahres gezahlt. Aufnahmegebühr und Beitrag sollen gemäß dem SEPA-Lastschriftmandat 
abgebucht werden. – Mir ist bekannt, dass der MIETERVEREIN zur Verwaltung und Betreuung seiner Mitglieder personenbezogene Daten 
speichert.

1. Mitglied Frau ❏ Herr ❏ 

	
Name, Vorname	 Geburtsdatum

	 	
Beruf	 Telefon privat	 Telefon beruflich

	 Newsletter: ❏ ja ❏ nein
E-Mail	

2. Mitglied Frau ❏ Herr ❏ 

	
Name, Vorname	 Geburtsdatum

	 	
Beruf	 Telefon privat	 Telefon beruflich

	 Newsletter: ❏ ja ❏ nein
E-Mail	

Wohnanschrift 

	
Straße, Hausnummer	 PLZ, Wohnort

	
Datum, Unterschrift 1. Mitglied	 Datum, Unterschrift 2. Mitglied

SEPA-Lastschriftmandat
Gläubiger-Identifikationsnummer DE42ZZZ00000093206 · Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt. Ich ermächtige den Mieterverein 
zu Hamburg von 1890 r.V., Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich 
weise ich mein Kreditinstitut an, die von dem Mieterverein zu Hamburg von 1890 r.V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend ab dem ersten Buchungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. 
Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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Mitglieder 
werben 

Mitglieder
Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung)  

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 

Meine Mitgliedsnummer

Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort

Bitte schreiben Sie meinem Beitragskonto 15 Euro gut.

Bitte die Beitrittserklärung ausschneiden und einsenden an den
Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg
Telefax (040) 8 79 79-120
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Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung)  

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 
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Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort
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Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg
Telefax (040) 8 79 79-120

Individuelle 
Beratung

Der Mieterverein ist für das 
einzelne Mitglied da. Als Ihre 
Interessenvertretung bera-
ten wir Sie in allen Miet- und 
Wohnungsfragen. Rund 65.000 
Mitgliedshaushalte in Hamburg 
und Umgebung wissen unsere 
Hilfe zu schätzen. Bleiben auch 
Sie nicht Rat-los!

Rechtsschutz
Als Mitglied im Mieterver-

ein haben Sie Prozess-Rechts-
schutz für Mietstreitigkeiten. 
Unsere Rechtsschutz-Versiche-
rung sorgt für 90-prozentigen 
Kostenschutz. Wir wollen aber 
keinen Streit. Wenn es doch zu 
einem Prozess kommt, tragen 
Sie nur ein geringes Kostenri-
siko und brauchen auf Ihr gutes 
Recht nicht zu verzichten.

Starke 
Gemeinschaft

Der Mieterverein als Inte-
ressenvertretung aller Mieter 
tritt für ein soziales Mietrecht 
ein. Als einziger Hamburger 
Mieterverein gehört er dem 
Deutschen Mieterbund (DMB) 
an. Eine starke Mieterorgani-
sation braucht einen großen 
Mitgliederbestand. Je mehr wir 
sind, desto besser können wir 
uns für Sie einsetzen.

Niedrige Kosten
Und das alles für monatlich 

6,25 Euro je Haushalt (also Jah-
resbeitrag 75 Euro), Aufnahme-
gebühr 15 Euro.

S c h n e l l e n t s c h l o s s e n e 
finden nebenstehend ein 
Beitrittsformular. Wenn Sie 
weitere Informationen wün-
schen, rufen oder mailen Sie 
uns an: (040) 8 79 79-0 oder 
info@mieterverein-hamburg.de
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Die Fälle

1. Gartenteich und Gleichbehandlung

Zwei benachbarte Mieter einer Baugenos-
senschaft haben auf der ihnen überlassenen 
Gartenfläche einen 60 Zentimeter tiefen 
Gartenteich angelegt, ohne sich ihr Vorhaben 
durch die Genossenschaft genehmigen zu 
lassen. Eine aus der Wohnanlage stammende 
Mutter, die Angst um ihre beiden Kleinkinder 
hatte, forderte den Vermieter auf, den Teich 
aus Sicherheitserwägungen zu beseitigen. 
Weil die Mieter dies abgelehnt haben, hat 
die Genossenschaft Klage eingereicht. 

2. Obsternte im Mietergarten

Ein Einfamilienhaus wurde nebst einem 
Obstgarten an eine Familie vermietet. Nach-
dem die Mieter ohne um Erlaubnis zu bitten 
die Früchte des Gartens geerntet hatten, 
sah sich der Vermieter in seinen Rechten 
verletzt und verlangte Schadensersatz wegen 
„Fruchtentziehung“.

3. Hundehütte als „Schwarzbau“

Eine Familie, die ein Haus mit Garten 
angemietet hat, ließ sich vom Vermieter 
auch die Hundehaltung genehmigen. Als 
sie für das vierbeinige „Familienmitglied“ 
eine größere Hundehütte aufstellten, stieß 
das auf das Missfallen des Vermieters. Weil 
die Mieter die Entfernung der Hundehütte 

ablehnten, reichte der Vermieter Klage 
ein. 
 
4.  Problematische Selbsthilfe 

Der Eigentümer eines Mehrfamilienhau-
ses hat die im Hinterhof liegende Grünflä-
che durch einen Zaun abgetrennt und mit 
einer Pforte versehen. Ein Mieter fühlte sich 
dadurch so gestört, dass er unter Zuhilfe-
nahme eines Bolzenschneiders die Pforte 
entfernte und dabei den Zaun beschädigte. 
Daraufhin erhielt er eine fristlose Kündi-
gung. Weil der Mieter nicht auszog, reichte 
der Vermieter Räumungsklage ein. 

Die Urteile

 
Zu 1: Das Landgericht Dortmund (1 S 
11/99) hat die Klage der Baugenossen-
schaft abgewiesen. Zur Begründung gab 
das Landgericht an, dass die beklagten 
Mieter aus Sicherheitsgründen unmit-
telbar unter der Wasseroberfläche ein 
Schutzgitter angebracht hatten, sodass 
eine mögliche Gefährdung von Kindern 
ausgeschlossen werden konnte. Darüber 
hinaus wurde auch anderen Familien in 
derselben Siedlung die Errichtung von 
Gartenteichen gestattet. Eine Untersagung 
würde das Gebot der Gleichbehandlung 
verletzen.

Zu 2: Die Verwertung der Gartenfrüchte 
durch die Mieter verstößt nicht gegen ihre 
vertraglichen Pflichten, hat das Landgericht 
Leverkusen (28 C 277/93) entschieden. Die 
Mieter hätten schließlich die Pflege des 

Gartens übernommen 
und dürften deshalb auch die „Früchte“ 
ihrer Gartenarbeit ernten. Dem Vermieter 
stand es frei, eine andere Regelung mit den 
Mietern vertraglich zu fixieren. Weil dies 
nicht erfolgt ist, wurde seine Klage abge-
wiesen.

Zu 3: Das Amtsgericht Hamburg-Wandsbek 
(713b C 736/95) hat sich dem Ansinnen 
des Vermieters nicht angeschlossen. Weil 
die Hundehütte weder mit dem Erdreich 
noch mit der Hauswand fest verbunden 
war, sondern lediglich auf den Gehwegplat-
ten aufgestellt wurde, könne unter keinen 
Umständen von einem „Schwarzbau“ 
ausgegangen werden. Das Aufstellen der 
Hundehütte – bei genehmigter Hundehal-
tung – stelle vielmehr eine vertragsgemäße 
Nutzung des Gartens dar. 

Zu 4: Das Amtsgericht Berlin-Schöneberg 
(12 C 215/00) hat die Räumungsklage 
abgewiesen. Es habe sich um einen 
einmaligen Ausrutscher des Mieters 
gehandelt, der seit einem Jahrzehnt seinen 
Verpflichtungen nachgekommen war. Der 
Sachschaden sei von dem Mieter beglichen 
worden. Darüber hinaus habe der Eigen-
tümer den Mietern die Gartennutzung 
in einer rechtlich mehr als bedenklichen 
Weise entzogen. Dies führe dazu, dass 
dem Vermieter das Recht zur Kündigung 
des Mietverhältnisses nicht zugestanden 
werden kann.

Liebe Leserinnen, liebe Leser, beachten Sie 
bitte, dass die Gerichte immer über Einzel-
fälle zu entscheiden haben. Schon kleine 
Abweichungen im Sachverhalt können zu 
anderen Ergebnissen führen. � 

Wie würden 
Sie entschei-
den?

Von Siegmund Chychla

Immer dann, wenn die Tage länger werden 
und die Temperaturen steigen, beginnt für 
viele die Gartensaison. Obwohl dies eigent-
lich ein Grund zur Freude wäre, führt oft die 
Gartenpflege, Gestaltung und Nutzung zu 
Auseinandersetzungen, die nicht selten vor 
Gericht enden. Anhand folgender Fälle kön-
nen sie prüfen, ob Sie die Rechtslage richtig 
oder falsch einschätzen.

Mietrecht 
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Eigenbedarf / Vorratskündigung 
und Schadenersatz

Beschluss vom 11. Oktober 2016 – VIII  
ZR 300/15

Der Vermieter kündigte der Mieterin im 
April 2011 zum Januar 2012 mit der 
Begründung, er benötige die Wohnung 
„dringend“ zur Unterbringung seiner pfle-
gebedürftigen Mutter, die allein in ihrem 
Einfamilienhaus wohne. Im nachfolgenden 
Räumungsprozess wurde ein Vergleich 
geschlossen, wonach die Mieterin zum 
31. August 2012 auszuziehen hatte. 
Die Wohnung stand jedoch seit dem 
Auszug der Mieterin leer. Die Mutter 
des Vermieters verstarb im November 
2014. Die hierauf durch die Mieterin 
erhobenen Schadenersatzansprüche wegen 
eines vorgetäuschten Eigenbedarfs lehnten 
das Amtsgericht Landsberg sowie das 
Landgericht Augsburg ab. Die Vorinstan-
zen hatten es insbesondere für nachvoll-
ziehbar angesehen, dass ein Eigenbedarf 
für die Mutter des Vermieters vorgelegen 
habe und bis zum Auszug der Miete-
rin nicht entfallen sei. Die hiergegen 
durch die Mieterin erhobenen Bedenken 
hinsichtlich der Absicht der Mutter, in 
die Wohnung einzuziehen, wurden trotz 
eines Beweisangebots durch die beiden 
Gerichte nicht zur Kenntnis genommen.
Die Karlsruher Richter hoben die Entschei-
dungen der Vorinstanzen auf. Der behaup-
tete Eigenbedarf sei als dringend und akut 
bezeichnet worden. Gleichwohl sei die 
Wohnung nach dem Auszug der Mieterin 
fast ein Jahr als Lagerraum genutzt worden 
und die Mutter des Vermieters auch zwei 
Jahre nach Rückgabe der Wohnung nicht 
eingezogen. Dieser zeitliche Ablauf sei 
ein deutliches Anzeichen dafür, dass die 
Eigenbedarfskündigung vorgetäuscht war 
oder eine eventuelle spätere Nutzung 
lediglich vorbereiten sollte. Nicht auszu-

schließen sei nach Auffassung der Richter, 
dass der Nutzungswille der Mutter noch 
nicht vorgelegen habe beziehungsweise 
erst hätte „geweckt“ werden müssen. Für 
eine Eigenbedarfskündigung reiche eine 
derartige „Vorratskündigung“ nicht aus. 
Der Nutzungswunsch müsse sich soweit 
„verdichtet“ haben, dass ein konkretes Inte-
resse an einer alsbaldigen Nutzung bestehe. 
Werde der behauptete Eigenbedarf nach 
dem Auszug des Mieters nicht umgesetzt, 
läge der Verdacht eines nur vorgeschobe-
nen Eigenbedarfs vor. Insoweit bestünden 
grundsätzlich Schadenersatzansprüche des 
aus der Wohnung ausgezogenen Mieters. 
In solchen Fällen sei es dem Vermieter 
zuzumuten, plausibel („stimmig“) darzu-
legen, aus welchem Grund der mit der 
Kündigung vorgebrachte Eigenbedarf 
nachträglich entfallen sein soll. An diese 
Maßstäbe seien jedoch strenge Anforde-
rungen zu stellen. Erst wenn der Vermieter 
die Gründe für den angeblichen Wegfall 
des Eigenbedarfs konkret und nachvoll-
ziehbar benennen könne, müsse jeweils 
der betroffene Mieter den Beweis führen, 
dass der Eigenbedarf des Vermieters bereits 
vorher nicht bestanden habe. 

Kommentar: Die Entscheidung ist zu 
begrüßen. Es liegen regelmäßig keine 
vernünftigen und nachvollziehbaren 
Gründe vor, soweit der geltend gemachte 
Eigenbedarf (noch) nicht besteht und 
nicht einmal sicher ist, dass dieser 
überhaupt in – unter Umständen – 
ferner Zukunft realisiert werden soll. 
Mit dieser Entscheidung bestätigen 
die Karlsruher Richter ihre bisherige 
Rechtsprechung. Gleichzeitig macht diese 
Entscheidung deutlich, dass Mieter, die 
im Vertrauen auf einen vermeintlich 
berechtigten Eigenbedarf die Wohnung 
herausgeben unter Umständen zukünftig 
noch Schadenersatzansprüche geltend 
machen können. Insofern gewährt 
der Bundesgerichtshof den betroffenen 
Mietern eine Erleichterung der Beweis-

BGH-Urteile (55)

Der Bundesgerichtshof (BGH) produziert fleißig miet-
rechtliche Urteile und trägt damit zur Klärung strittiger 
Auslegungsfragen und zur Vereinheitlichung der Recht-
sprechung bei. Stefan Schmalfeldt stellt einige neue 
Grundsatzurteile vor und erläutert kritisch, welche prak-
tische Bedeutung sie für Mieter und Vermieter haben.

last, indem klargestellt wird, dass der 
Vermieter jeweils umfassend und insoweit 
nachvollziehbar darzulegen hat, dass 
bereits bei Ausspruch der Kündigung die 
Wohnung benötigt wurde. In die für den 
Eigenbedarf geltend gemachten Umstände 
besteht für den betroffenen Mieter 
regelmäßig kein Einblick, sodass es für 
die Überprüfung der Berechtigung der 
Kündigung der konkreten Darlegungen 
des Vermieters bedarf. Die Entscheidung 
macht zudem deutlich, dass auch bei 
einem geschlossenen Räumungsvergleich 
Schadenersatzansprüche der Mieter nicht 
ausgeschlossen sind, soweit der Eigenbe-
darf tatsächlich nicht umgesetzt wird. Es 
lohnt sich daher für den ausgezogenen 
Mieter, auch nachträglich entsprechende 
Beobachtungen anzustellen.

Betriebskosten sind innerhalb von 
zwölf Monaten abzurechnen

Urteil vom 25. Januar 2017 – VIII ZR 249/15

Die Beklagte war Mieterin einer Eigen-
tumswohnung des Klägers. Neben der 
Grundmiete hatte sie die monatlichen 
Betriebskostenvorauszahlungen zu leisten. 
Der Mietvertrag enthielt einen Zusatz, 
wonach die Betriebskosten jährlich nach 
der Genehmigung der Abrechnung 
durch die Eigentümergemeinschaft mit 
der Mieterin abzurechnen seien. Der 
Vermieter rechnete die Betriebskosten 
für die Jahre 2010 sowie 2011 erst 
im Dezember 2013 ab, nachdem die 
Wohnungseigentümergemeinschaft erst 
kurz zuvor den Beschluss über die beiden 
Abrechnungen gefasst hatte. Mit seiner 
Klage hatte der Vermieter für die jewei-
ligen Jahre Nachforderungen erhoben.
Die Mieterin hatte hiergegen den Einwand 
erhoben, dass die Abrechnungen verspätet 
vorgelegt worden seien, da die Betriebs-
kosten aufgrund der zugrundeliegenden 
gesetzlichen Regelung jeweils spätestens 
ein Jahr nach dem Ende des Folgejahrs 
vorzulegen sind und Nachzahlungen nach 
Ablauf dieser Frist nicht mehr geleistet 
werden müssen. 
Das Amtsgericht Schwetzingen und das 
Landgericht Mannheim haben die Klage 
abgewiesen. Auch der Bundesgerichtshof 
hat nunmehr entschieden, dass grund-
sätzlich innerhalb der Jahresfrist über 
die Betriebskosten abzurechnen sei. Dies 
gelte auch in den Fällen, in denen ein 
Beschluss der Eigentümergemeinschaft 
über die Nebenkostenabrechnung noch 
nicht vorliegt. Nur wenn der Vermieter 
die verspätete Vorlage der Abrechnung 

Stefan Schmalfeldt,  
Leiter der Rechtsabteilung des  

Mietervereins zu Hamburg
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nicht zu vertreten habe, könne auch 
nach Ablauf der Abrechnungsfrist eine 
Nachzahlung verlangt werden.
Hierfür haben nach Ansicht der Karlsru-
her Richter jedoch keine Anhaltspunkte 
vorgelegen, die der Vermieter im Übrigen 
hätte darlegen müssen. Die hier erfolgte 
Abberufung der vorherigen Verwaltung 
wegen Untätigkeit und die erst durch 
die neue Verwaltung im Jahre 2013 
erstellte Abrechnung genüge nicht zur 
Annahme, dass die verspätete Vorlage der 
Abrechnung nicht von dem Vermieter zu 
vertreten wäre. Hierzu hätte er konkret 
darlegen müssen, was er selbst veranlasst 
hat, nachdem erkennbar wurde, dass die 
bisherige Verwaltung die Wohngeldabrech-
nung nicht mehr ordnungsgemäß erstellen 
würde. 

Kommentar: Die Entscheidung der Richter, 
die im Übrigen der Rechtslage entspricht, 
ist richtig. Die Jahresfrist bezüglich der 
Vorlage der Betriebskostenabrechnung 
ist ohnehin großzügig bemessen. Nach 
Ablauf eines Jahres muss Rechtssicherheit 
eintreten. Ebenso besteht kein Grund, 
dass bei einem Mietverhältnis über eine 
Eigentumswohnung die Mieter nach 
Ablauf der Jahresfrist noch mit Nachfor-
derungen rechnen müssen. Die Vermieter 
einer Eigentumswohnung können sich 
daher regelmäßig nicht auf die Untätig-
keit ihrer Verwaltung berufen. Sie sind 
daher gehalten, durch Eigeninitiative an 
die notwendigen Unterlagen zur Erstel-
lung der Betriebskostenabrechnung zu 
gelangen. Auf einen unter Umständen 
noch nicht vorliegenden Eigentümerbe-
schluss über die Betriebskosten kann es 
bei der mietrechtlichen Verpflichtung zur 
rechtzeitigen Vorlage der Nebenkosten-
abrechnung nicht ankommen. 

Zahlungsauftrag für Mietzahlung 
bis zum dritten Werktag

Urteil vom 5. Oktober 2016 – VIII ZR 
222/15

Die Mieterin hatte wiederholt die 
Zahlungen für die Miete erst am dritten 
Werktag des jeweiligen Monats veranlasst. 
Die Mietzahlungen gingen daher häufig 
erst nach Ablauf dieser Frist auf dem 
Konto der Vermieterin ein. Nach dem 
Gesetz ist geregelt, dass die Miete am 
Monatsanfang, spätestens bis zum dritten 
Werktag zu bezahlen ist.
Im Mietvertrag war geregelt, dass es 

für die Rechtzeitigkeit der Mietzahlung 
nicht auf die Absendung, sondern auf 
den Eingang beim Vermieter ankommt. 
Verspätete Zahlungen können im Einzel-
fall einen Kündigungsgrund bedeuten. 
Nachdem die Vermieterin die nach ihrer 
Ansicht verspäteten Zahlungen angemahnt 
hatte, kündigte sie das Mietverhältnis 
fristlos und klagte auf Räumung der 
Wohnung. Sowohl vor dem Amts- als 
auch vor dem Landgericht Köln unter-
lag sie jedoch. Der Bundesgerichtshof 
hielt die Kündigung ebenso für unwirk-
sam. Die Klausel des Mietvertrags sei 
unwirksam, denn sie verstoße gegen 
gesetzliche Regelungen und benachteilige 
die Mieterin unangemessen. Nach der 
Wertung des Gesetzgebers genüge es bei 
einer Geldschuld, wenn die Überweisung 
innerhalb der gesetzlichen Frist beauftragt 
werde. Wann das Geld auf dem Konto 
der Vermieterin eingeht, liege nicht im 
Verantwortungsbereich der Mieterin. Eine 
anderslautende Klausel des Vertrags über-
trage die Gefahr einer Verzögerung des 
Überweisungsvorgangs unzulässig auf die 
Mieterin. Es gebe zwar eine EU-Richtlinie 
zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im 
Geschäftsverkehr, die auf den Zahlungsein-
gang abstellt. Diese gelte jedoch lediglich 
unter Geschäftsleuten. Ein Wohnungsmiet-

vertrag mit einem Verbraucher sei davon 
grundsätzlich nicht erfasst.

Kommentar: Die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs ist richtig und 
schafft Klarheit. Die gesetzliche Rege-
lung spricht von „Bezahlung bis zum 
dritten Werktag“. Diese Handlung können 
die Mieter jeweils durch eine recht-
zeitige Erteilung des Zahlungsauftrags 
bei ihrer Bank aktiv „steuern“. Eine 
eventuell entstehende Verzögerung des 
Überweisungsvorgangs im Arbeitsablauf 
der Bank steht hingegen außerhalb der 
Einflussnahme der Mieter. Das Risiko 
eines leicht verzögerten Zahlungsein-
gangs auf dem Konto des Vermieters 
dürfte diesem grundsätzlich zuzumuten 
sein. Insbesondere darf dieser nicht 
einen Kündigungsgrund auslösen, der 
den Verlust der Wohnung für den 
Mieter bedeuten kann. Den Mietern 
ist gleichwohl regelmäßig zu empfeh-
len, die Mietzahlungen durch eine 
Einzugsermächtigung gegenüber dem 
Vermieter beziehungsweise durch einen 
Dauerauftrag zu leisten. Mietzahlungen, 
die wiederholt erst nach dem dritten 
Werktag erfolgen, würden dem Vermieter 
grundsätzlich eine Kündigungsmöglichkeit 
eröffnen.�
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Quadratisch, simpel, teuer
Private Wohnheime schießen wie Pilze aus dem Boden. Doch 
für die winzigen Zimmer in Massenquartieren werden Mieten 
verlangt, die sich nur wenige leisten können

Von Dr. Rainer Kreuzer

Ein Großprojekt machte erst kürzlich auf den Boom auf-
merksam: In der Stresemannstraße, an der lauten Ecke 
zur Kieler Straße, will die International Campus AG 

schon bald mit dem Bau eines Massenwohnheims für Stu-
denten beginnen. 777 jeweils 18 bis 24 Quadratmeter große 
Apartments sollen schon zu Beginn des Wintersemesters 2018 
bezugsfertig sein, verkündet der Münchner Investor auf seiner 
Homepage. Neun Etagen mit insgesamt 35.000 Quadratmetern 
Fläche.

„Man muss bereit sein, ab 600 Euro zahlen zu können“, zitierte 
die Hamburger Morgenpost Unternehmenssprecher Benjamin 
Barkow. Doch gegenüber dem MieterJournal rudert er nun zurück 
und erklärt, die Mieten stünden noch nicht fest. Dementieren 
wolle er den Zeitungsbericht aber dennoch nicht. „Hier werden 
Luxuswohnungen angeboten, die sich 80 Prozent der Studenten 
nicht leisten können“, sagt Siegmund Chychla, Vorsitzender des 
Mietervereins zu Hamburg. „Der rot-grüne Senat macht hier beim 
studentischen Wohnen den gleichen Fehler 
wie damals die CDU, die nur Wohnungen 
für Besserverdiener errichtet hat.“

Doch das spektakuläre Großwohnheim 
ist nur eines von vielen dieser Art. Wie viele 
es davon bereits in Hamburg gibt, konnte noch nicht einmal die 
Stadtentwicklungsbehörde beziffern, die den Trend jedoch bestätigt. 
Finanzmanager raten Anlegern schon seit Jahren, Geld in teuer ver-
mietete Studentenapartments zu investieren. „Studentisches Wohnen 
als zukunftsträchtige Assetklasse“, warb das internationale Immobi-
lienberatungsunternehmen JLL 2015 in einer Studie. „Erfolgreiche 
private Studentenwohnungen kombinieren den stetigen Cashflow 
des Segments Wohnen mit der Rendite von Betreiberimmobilien, 
die deutlich über der von Büroimmobilien liegt“, heißt es darin. 
Vor allem der häufige Mieterwechsel erleichtere es den Investoren, 
regelmäßig die Mieten zu erhöhen. Sichere Renditen auf Kosten 

der jungen Generation! 
So finanziert der Physikstudent Johannes Kienel mit seiner 

Miete auch die stattlichen Gewinne der Anleger. 515 Euro zahlt 
er nach eigenen Angaben monatlich für seine höchstens 20 
Quadratmeter große Wohnschachtel am Hühnerposten, nur 
wenige Meter vom Hauptbahnhof entfernt. Inbegriffen sind alle 
Kosten, Möblierung, Internet und Heizung. Gut 25 Euro pro 
Quadratmeter brutto warm, bei offenem Fenster gibt es dem 
Straßenlärm inklusive. Gemeinschaftsräume fehlen jedoch. Der 
17-Jährige kam im Oktober aus 
Brüssel und suchte zum Semes-
terstart schnell eine Bleibe. Bei 
den „Smartments“, so der Mar-
kenname, wurde er rasch fündig. 
In dem Eckhaus im Münzviertel 
wohnen seit 2012 insgesamt 160 Studenten auf engstem Raum 
– dunkle Flure, ein fensterloses Treppenhaus. „Ich kenne hier 
niemanden im Haus“, sagt Kienel. „Man trifft sich nur im Fahr-
stuhl, sagt ‚Hallo‘ und weiter nichts.“ Auch die Aussicht aus dem 
Fenster direkt auf ein Bürogebäude sei „nicht berauschend“. Um 
das Geld für die hohe Miete aufbringen zu können, muss er 
neben seinem Studium sonnabends am Hafen arbeiten und 
Kreuzfahrtschiffe bepacken. 

Hinter Smartments verbirgt sich ein nur schwer durchschau-
bares Unternehmensgeflecht. In dessen Mittelpunkt steht die 
Erlanger Moses-Mendelssohn-Stiftung. Diese ist Gesellschafte-

rin des Immobilienprojektentwicklers GBI 
AG, welcher die Produktserie „Smartments 
Student“ in sieben deutschen Universitäts-
städten auf den Markt gebracht hat. Nach 
Fertigstellung ihrer Wohnkästen verkauft die 

GBI die neuen Apartments zum Teil als Einzelstücke an private 
und institutionelle Anleger. Das Wohnsilo am Hühnerposten 
ging komplett an einen geschlossenen Immobilienfonds, an dem 
sich Einzelanleger vor seiner Schließung beteiligen konnten. 
In Berlin, so eine Mitteilung der GBI, liegen die Kaufpreise 
für Privatanleger zwischen 84.500 und 102.500 Euro für eine 
möblierte Studentenwohnzelle. Eine Rendite zwischen 4 und 
5,5 Prozent werde garantiert. 

Um dies zu gewährleisten, verpachten die Anleger ihre 
Apartments auf 20 Jahre an die „FDS gemeinnützige Stiftung“, 
die ebenfalls in Erlangen residiert. Erst diese vermietet die 

einzelnen Zimmer an die Studenten, verwaltet die Gebäude 
und zahlt die Renditen an die Einzeleigentümer. Treu-
händerin der FDS-Stiftung ist 
schließlich die Moses-Mendels-
sohn-Stiftung. Das verschach-
telte Geschäftsmodell scheint 
bestens zu florieren. In Ham-

burg haben die Erlanger 
erst im vergangenen Herbst ein weiteres Smart-

ment-Studentenwohnheim eröffnet. Diesmal 
am Berliner Tor, in der Borgfelder Allee. 
209 Apartments, die alle sofort vermietet 
waren. Ein drittes Wohnheim dieser Art 
werde in Hamburg bereits geplant, teilte 
der Projektentwickler GBI mit. 

Auch in Ottensen haben Investoren 
den Markt für teure Studentenbuden 
erschlossen. Im ehemaligen Bahnverwal-
tungsgebäude nahe des Altonaer Bahnhofs 
hat der Immobilienentwickler DWI 

Grundbesitz Hamburg im Oktober 2014 
seine 215 „Stuart Student Apartments“ eröff-

net und im Handumdrehen vermietet. Julia 
Dittrich ist vor anderthalb Jahren dort eingezo-
gen und zufrieden. „Die Lage ist sehr günstig“, 

Hochpreisige Studentenbuden 
als Anlageobjekt

Gewinne auf Kosten 
der jungen Generation

Verschachteltes  
Geschäftsmodell  

floriert

Johannes Kienel im  
anonymen Massenquartier
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erläutert die 23-jährige Biologiestudentin. Zu ihren Fachinstitu-
ten am Hafen, dem Botanischen Garten und dem Grindel habe 
sie günstige Verkehrsverbindungen. „Es war megapraktisch, dass 

das Zimmer möbliert ist“, lobt sie. 
Das habe den Umzug vereinfacht. 
Und ganz anders als bei Student 
Johannes Kienel am Hühnerposten 

sei die Nachbarschaft sogar sehr kontaktfreudig. „Meine Zimmer-
nachbarin ist auch meine beste Freundin geworden“, erzählt Dittrich. 

Für die 18-jährige Katja, die nebenan an einer privaten Hoch-
schule eine Musical-Ausbildung begonnen hat, kam das teure 
Apartment gerade recht, als sie von ihrer alten Heimat, der 
Steiermark, aus auf dem heißen Hamburger Wohnungsmarkt 
nach eine Bleibe suchte. „Das Zimmer habe ich problemlos 
bekommen“, freut sie sich. Die Mieten für die Stuart-Wohn-
schachteln liegen sogar noch etwas über denen des Konkurren-
ten Smartments. Eine 17 Quadratmeter kleine Wohnbatterie 
kostet 550 Euro im Monat, berichtet DWI-Immobilenwirt Michael 

Robatzek. Doch die Zimmer seien 
unterschiedlich groß. Pro Qua- 
dratmeter kämen 25 Euro hinzu, 
die Höchstmiete liege bei 995 

Euro. Dennoch sei die Nachfrage groß, jubelt der Manager: „Wir 
planen in Hamburg noch ein weiteres Objekt in fast der gleichen 
Größenordnung.“    

Was in der Werbung der profitorientierten Wohnheimbetreiber 
als smart, kreativ, clever und modern angepriesen wird, ist in der 
Realität meist nur standardisierte Massenware in kastenförmigen 
Wohnklötzen mit winzigen Zimmern, serienmäßigen Einbauküchen 
und nicht selten einer lebhaft flukturierenden Nachbarschaft. 

Das alles gibt es auch günstiger. Ein gerade im Bau befindliches 
Studentenwohnheim am Lohsepark 
in der HafenCity will ab Ende 
kommenden Jahres seine 128 
Apartments ab 355 Euro Monats-
miete brutto anbieten. Und das 

Studierendenwerk als Anstalt des öffentlichen Rechts vermietet 
Zimmer sogar schon ab 233 Euro. 

Noch gibt es in Hamburg offenbar eine starke Nachfrage nach 
teuren Minibuden für Studenten. Doch ob der Hype lange trägt, 
erscheint fraglich. Sollte der zurzeit zahlreiche Studentennach-
wuchs wieder einmal abebben, darf bezweifelt werden, ob die 
schlichten Unterkünfte auch anderweitig noch rentabel genutzt 
werden können. � 

Studentisches  
Wohnen in Ottensen

550 Euro für 17 
Quadratmeter 

Es geht aber 
auch günstiger

Von links  
nach rechts:

Teures Wohnen in  
Stuart-Apartments  
in Ottensen  
 
Quadratisch,  
simpel, teuer:  
die Smartments 
am Hühnerposten

Katja im langen 
weißen Flur 
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AOS Schlüsseldienst Hamburg
Türöffnungen 59,50€ Tag und Nacht

Aufbruchschutz und Einbruchabsicherungen aller Art 

329 61 679
AOS Sicherheitstechnik

Weidestraße 33
22083 Hamburg

www.aos-schluesseldienst.de
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Röntgenstr. 27-29 · 21465 Reinbek · Tel. +49 (0)40 797 50 500

IHR NÄCHSTER UMZUG?

WIR PACKEN DAS!
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Interview

„Wir müssen innovativer bauen“

Im Gespräch mit MJ-Redakteur Volker Stahl äußert sich 
die Präsidentin der Hamburgischen Architektenkammer 
Karin Loosen zu seriellem Bauen, Einsparpotenzialen beim 
Wohnungsbau und erklärt, was Quartiere attraktiv macht.

Wie beurteilen Sie die Wohnungsbautätigkeit in den vergangenen 
Jahren im Hinblick auf ihren ästhetischen Wert?

Hamburg hat zuletzt viele große und anspruchsvolle Wohnungs-
bauareale angeschoben. Viele Flächen boten sich dabei durch den 
Strukturwandel an, der in zentralen Lagen neue Wohnungsquar-

tiere beförderte. Bei-
spiele sind ehemalige 
Güterbahnhofsflächen 
wie das Stadtparkquar-
tier, frühere Kranken-
hausareale wie das 
Quartier 21 in Barm-

bek oder Konversionsflächen, also umgenutzte alte Kasernengelände 
wie die Sophienterrasse oder die Röttiger-Kaserne. Zu nennen 
sind auch die Stadtgärten Lokstedt, die Othmarscher Höfe oder 
das Kolbenschmidt-Areal in Bahrenfeld. Grundsätzlich gilt für das 
Erreichen einer hohen Qualität: Wenn im Vorfeld Architekten-
wettbewerbe stattfinden, entstehen aufgrund der Konkurrenz der 
Besten unter einer qualifizierten Jury oft hochwertiger Wohnungs-
bau und sehr gute, auch ästhetisch sehr ansprechende  Quartiers- 
architektur.  

Was sagen Sie zur HafenCity, an der viele die Klötzchenbauweise 
kritisieren?

Der neue Stadtteil gefällt mir sehr gut, mal ganz abgesehen 

von seiner genialen Wasserlage. Die dort definierten Baublöcke 
orientieren sich in ihrer Größe an der benachbarten Stadt. Die 
Herausforderung besteht heute darin, wirtschaftliche Grund-
stücks-Eigentumsstrukturen zu finden. Kleinteilige Parzellierungen 
wirken natürlich im Stadtbild lebendiger, sind aber komplizierter 
realisierbar. In der HafenCity wurde immer wieder daran geübt. 
Schaut man auf den nun östlich entstehenden Baakenhafen, gibt 
es dort zunehmend mehr kleinteiligere Eigentumsparzellierungen. 
Auch in den Gründerzeitvierteln war die städtebauliche Struktur 
sehr stringent, die Bauten verfügten lediglich über mehr orna-
mentale Elemente. In der HafenCity ist die Architektur mit den 
eingestreuten Highlights sehr vielfältig.

Welche Beispiele gibt es für besonders gelungenen Wohnungsbau?
In der HafenCity am Kaiserkai und am Lohsepark, in Winter-

hude das Stadtparkquartier, in Ottensen die Fischers Höfe, die 
Kirchentwiete und die westliche Gaußstraße, in St. Pauli das Pesta-
lozzi-Quartier und die Thadenstraße, in Hamm am Mittelkanal 
die Hansa-Terrassen, nicht zu vergessen die IBA-Projekte in Wil-
helmsburg, zum Beispiel in der Innenstadt das erst kürzlich fer-
tiggestellte Kathari-
nen-Quartier. Es gibt 
eine Menge vorzeigba-
rer Wohnungsbaupro-
jekte. In der Neuen 
Mitte Altona werden 
wunderbare Objekte in 
zentralen Wohnlagen 
entstehen, nah dem Zentrum Altonas, auch im hochpreisigen 
Segment an der Außenalster. Eine sehr schöne, schon etwas ältere 

Qualität durch  
Architekten-Wettbewerbe

Wunderbare Objekte in 
der Neuen Mitte Altona

Präsidentin der Hamburgischen Architektenkammer Karin Loosen
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Anlage befindet sich übrigens am Rothenbaum, geplant vom 
Atelier 5 – eines der ersten dichten und autofrei geplanten Quar-
tiere in gefragter Lage. Aber man muss auch feststellen: Die Ästhe-
tik im Wohnungsbau leidet heute an den gestiegenen Baukosten.

Stichwort Expresswohnungen ...
Ende 2015 eine verständliche Idee. Ein kluger Schachzug der 

Stadt, relativ zügig zu Flächen zu kommen, auf denen noch kein 
Bebauungsplanrecht bestand. Die städtebauliche Qualität der 
Quartiere hat leider aufgrund des großen Zeitdrucks gelitten, 
auch einige Standorte in peripherer Lage sind nicht optimal. Die 
Häuser sind aber insgesamt nicht schlecht.

Und wie stehen Sie zum seriellen Bauen?
Mit diesem Thema werden wir uns in Zukunft mehr beschäftigen 

müssen. Wenn man Module entwickelt, die auf andere Standorte 
und andere Zeiten übertragbar sein sollen, lohnt es sich im Sinne 
der Nachhaltigkeit noch mehr Gedanken zu machen als üblich. Das 
Problem beim seriellen Bauen ist, dass wir nicht über Gebäude, 
sondern über Orte reden müssen. Der Ort ist individuell, nicht 
das Gebäude. Das serielle Bauen kann also keine städtebaulichen 
Antworten geben. Deshalb müsste man sich vorher Gedanken 
machen, wie die Module zu gestalten sind und sich zusammenfü-
gen. Diese Entwurfsphase dürfen wir nicht weglassen. Sonst ärgern 
wir uns in 30 Jahren über nicht funktionierende Quartiere, dann 
beschweren sich die Bürger und beklagen: Das sieht ja alles gleich 
aus. Aber ich glaube, dass man – wie in der Gründerzeit – auch eine 
standardisierte Vielfalt mithilfe eines Baukastensystems entwickeln 
kann. Damals wurde auch seriell gebaut. Und da beschwert sich 
keiner, dass das monoton aussieht.

Wie sieht der ideale Geschosswohnungsbau aus?
Perspektivisch gedacht sollte er im Erdgeschoss eine Nutzungs-

offenheit haben, damit wir von den reinen Wohnquartieren in 
etwas lebendige Quartiere kommen. Dabei muss die gesellschaft-
liche Entwicklung von Familien, Alleinerziehenden, Singles und 

ä lteren Menschen 
berücksichtigt werden: 
Fast jeder hat ja mitt-
lerweile zuhause einen 
kleinen Arbeitsplatz, 
jeder sucht Nachbar-
schaft, dann geht man 
viele besuchen, viel-

leicht zu irgendwelchen Events im Stadtteil ... Außerdem wächst 
der Wunsch nach Gemeinschaft und Kreativität, Beziehungen 
verändern sich häufiger und somit die Raumbedürfnisse. Menschen 
verfolgen heute ihre eigenen und sehr individuellen Lebensvor-
stellungen – das alles muss beim Wohnen berücksichtigt werden. 
Einige Stichwörter lauten: Nachbarschaftstreffpunkte, Start-ups, 
flexible Grundrisse für wachsende oder schrumpfende Wohnungen, 
Kinderbetreuung oder generationsübergreifendes Wohnen.

Wohnungsbau wird immer teuer. Woran liegt das und wo sehen Sie 
Einsparpotenzial?

Ein entscheidender Faktor sind die hohen Grundstückspreise, vor 
allem in begehrten Lagen. Deshalb sollte die Stadt Projekte, die sie 
fördern möchte, mit der Vergabe günstiger Grundstücke subventio-
nieren. Außerdem sollte man die Standards unter die Lupe nehmen. 
Momentan läuft ja auch eine Baukostenanalyse, deren Ergebnisse 
wir abwarten müssen. Ich glaube, an den Energiestandards wird 
wenig zu rütteln sein, weil das politisch nicht gewollt ist. Man 
muss sich aber die Frage stellen, welchen technischen Aufwand 
man betreiben will, beispielsweise bei der Be- und Entlüfung. 
Wenn wir aber wirklich an die Baukosten ranwollen, müssen wir 
uns grundsätzliche Fragen stellen: Müssen alle Single-Haushalte 
auf 70 bis 80 Quadratmetern wohnen? Heute haben sie kaum 
Alternativen, deshalb müssen andere Angebote geschaffen werden: 

private Bereiche komprimieren bei gleichzeitigem Angebot von 
Gemeinschaftsräumen. Flexible veränderbare Grundrissangebote, 
die je nach Lebensphase wachsen oder auch wieder schrumpfen 
könnten. Wir sollten mutig sein und innovative Entwurfswege 
beschreiten.

Was halten sie davon, den Bau von Hochhäusern voranzutreiben?
Als positives Beispiel aus der Nachkriegszeit für hochwertiges 

Wohnen im Hochhaus fallen mir sofort die Grindelhochhäuser ein. 
Versuchen Sie mal, da 
e ine Wohnung zu 
bekommen! Die Häuser 
haben eine sehr schöne 
Außenraum- und eine 
lebendige Erdgeschoss-
gestaltung. Wohnhoch-
häuser machen aber nur dann Sinn, wenn sie mit dem Stadtteil, in 
dem sie stehen, eine Verbindung eingehen. Das ist schwierig, auch 
wegen des hohen technischen Aufwands, der Brandschutzauflagen 
und des Abstands, den sie einhalten müssen. Solche Gebäude dürfen 
keine Quartiersautisten sein. Deshalb sehe ich nicht, dass Hochhäu-
ser in Hamburg die Lösung des Wohnungsproblems sind. 

In welchen Stadtteilen sehen Sie noch Flächenpotenzial für den 
Wohnungsbau?

Zum Beispiel in Oberbillwerder, aber diese und andere kost-
bare Flächen dürfen wir nicht mit dem Bau von Einfamilien- und 
Reihenhäusern verschleudern. 

Was ist mit dem Kleinen Grasbrook?
Eine Superfläche, von der citynahen Lage her perfekt und ex- 

trem kostbar für die Stadt. Aber da müssen vorher Gespräche und 
intensivste Verhandlungen mit der Hafenwirtschaft geführt werden.

Was macht ein Wohnviertel eigentlich attraktiv?
Wenn Lebendigkeit entsteht. Dazu muss man eine Nutzungsoffen-

heit in den Erdgeschossen und gute Grundrisse schaffen. Außerdem 
muss nachhaltig geplant werden. Das Gebäude sollte die Chance 
bekommen, alt zu werden, also mit nachhaltigen Baustoffen erstellt 
werden – möglichst ohne die elenden Wärmedämmungs-Verbund-
systeme. Verblendfassaden eignen sich besser. Außerdem muss das 
Haus baulich gut in die Stadt eingefügt sein. Wichtig sind gute 
Architekten und die Einbeziehung der Bewohner – nur durch 
Mitbestimmung fühlen sich die Menschen verantwortlich für ihr 
Quartier und dann auch zu Hause. �

 
 �Zur Person: Karin Loosen wurde 1965 in Koblenz-Moselweiß geboren und 
machte ihr Abitur in Mainz. Nach dem Architekturdiplom an der Techni-
schen Hochschule Darmstadt folgte eine freie Mitarbeit im Hamburger 
Büro Ohrt-von Seggern-Partner. 1996 gründete sie mit zwei Partnern 
LRW Architekten. Seit Anfang 2014 steht die Diplom-Ingenieur-Archi-
tektin und Stadtplanerin der Hamburgischen Architektenkammer als 
Präsidentin vor.

Für Single-Haushalte sind 
andere Angebote notwendig

Hochhäuser lösen das  
Wohnungsproblem nicht
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Das Porträt: Manuel Humburg, Wilhelmsburg-Aktivist

Der Kümmerer von der Elbinsel

Von Volker Stahl

W er mit Manuel Humburg durch die Straßen von Wil-
helmsburg schlendert, wähnt sich bisweilen an der Seite 
eines Prominenten. Hier ein freundliches „Hallo“, dort 

ein kurzer Plausch. Man kennt sich im Stadtteil. Das gilt besonders 
für den pensionierten Hausarzt, der sich wie wenige um das Wohl 
der Elbinsel kümmert und sich für eine bessere Zukunft einsetzt.

Nach dem Fototermin im politischen Herz des Stadtteils, 
dem Wilhelmsburger Bürgerhaus, steuern wir die Kaffeeklappe 
im Reiherstiegviertel an. So hießen früher die Restaurations-
betriebe, die Arbeiter im Hafen mit Heißgetränken und einer 
kräftigen Stulle versorgten. Doch im „Verpflegungsbetrieb“ 
an der Fährstraße treffen sich nicht die Malocher, sondern 
die neu entstandene Wilhelmsburger Szene: Studenten, Ökos, 
Dorfintellektuelle. In dieser Umgebung fühlt Manuel Humburg 
sich wohl: „Ein Café wie dieses gab es hier vor 30 Jahren nicht. 
Wilhelmsburg ist bunter und vielfältiger geworden – das sind 
die positiven Auswirkungen der Gentrifizierung.“ 

Dem Stadtteil neue Impulse zu geben – das ist für Humburg 
eine Herzensangelegenheit. Seit 1975, als er nach seinem Medi-
zinstudium in Marburg, Freiburg und Hamburg eine Stelle als 
Assistenzarzt im Krankenhaus Groß Sand annahm und ins Viertel 
zog. 1978 gründete der Vater von zwei erwachsenen Töchtern 
im Zentrum Wilhelmsburgs eine Hausarztpraxis, die er bis 2012 
betrieb. „Als Arzt ist man immer mittendrin und ganz nah dran, 
erkennt den Zusammenhang von Gesundheit und Lebensbedin-
gungen“, sagt Humburg über den Grund seines Engagements 
für den lange stark vernachlässigten „Stadtteil im Abseits“. Der 
sei geprägt gewesen durch „Dioxin, die Werftenkrise, schlechte 
Arbeitsbedingungen und Armut“.

Gründe genug, um „Strategien gegen die Ohnmacht“ zu 
entwickeln, wie der heute fast 70-Jährige es ausdrückt. Manuel 
Humburg erarbeitete sich früh einen Ruf als „engagierter Bür-
ger“ für würdige Lebensbedingungen in dem von Industrie und 
Verkehr, Zuwanderung und Arbeitslosigkeit geprägten Stadtteil, 
der vielfältige Ausgrenzungen und Abwertungen erleben musste. 

„Einwohner, die sich für ihre Interessen zusammenschließen und 
fantasievoll agieren, können zum Motor der Stadtteilentwicklung 
werden“, beschreibt er die zentrale Erfahrung seiner Einmischun-
gen in die lokale Politik, die bald institutionelle Formen annahm: 
Humburg ist Mitorganisator der Zukunftskonferenz Wilhelms-
burg von 2001/02 und Mitglied des daraus hervorgegangenen 
Einwohnervereins „Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg e. V.“. 

„Ein bisschen wild, ein bisschen unheimlich, ein bisschen weit 
weg, mittlerweile aber auch angesagter Geheimtipp“, beschreibt 
Humburg bei Cappuccino und Kuchen seinen Stadtteil und zeigt 
auf ein Metallteil, das an einer Wand des Cafés hängt: „Das ist 
ein Stück des letzten ‚eisernen Vorhangs‘, der Wilhelmsburg 
und die Veddel von der Stadt trennte.“ Nach dem Einreißen des 
alten Zollzauns Anfang 2013 sei die Elbinsel näher an die City 
gerückt, sagt Manuel Humburg. Klar, dass er zu den Aktivis-
ten gehörte, die jahrzehntelang um „freie Sicht auf Hamburg“ 
gekämpft haben.

Doch nicht nur Wilhelmsburg ist etwas näher an Hamburg 
gerückt, auch die City an die Elbinsel. Sichtbarstes Zeichen 
ist die Ansiedlung der Hamburger Behörden für Stadtent-
wicklung und Umwelt in der Wilhelmsburger Mitte. „Das ist 
schon ein Statement“, meint Humburg, „aus ihren Büros im 
12. Stock haben die Senatoren und der Oberbaudirektor die 
gesamte Elbinsel immer im Blick.“ Und dann waren da ja noch 
die Internationale Gartenschau (igs) und die Internationale 
Bauausstellung (IBA), die der Insel neues Leben eingehaucht 
haben: „Die Botschaft von IBA und igs war: Die Elbinsel ist 
auch ein guter Ort zum Wohnen.“ Leider auch mit negativen 
Auswirkungen, wie Humburg einräumt: „Das ist verbunden 
mit einer Attraktivitätssteigerung für Immobilien-Investoren 
mit den bekannten Folgen für die Mietenentwicklung.“

Beim Plausch mit Manuel Humburg verfliegen Stunden im 
Zeitraffer. Und dieses noch, und jenes: Hafenquerspange („Jetzt 
soll im Süden Hamburgs eine weitere Wunde geschlagen wer-
den“), Wilhelmsburg als Experimentierfeld der Linken („Erst 
kamen die DKPler, dann die Schanzenkämpfer, zuletzt die 
Gentrifizierungskritiker“), sein Durchwandern Nordamerikas 
mit Rucksack und Zelt („Ohne Knarre, das wollte mir dort kei-
ner glauben“) ... Humburg, dem man seine bald 70 Jahre nicht 
ansieht, ist auch im Kopf jung geblieben. Die tägliche Runde 
am Deich oder durch den Baggersee, von Hütte zu Hütte in den 
Alpen oder mit dem Liegerad in Skandinavien – so hält sich der 
Gesundheitsexperte fit. Mal allein, mal mit seiner Frau Liesel. 
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Buchtipp

Rundtour durch Wandsbek
Von Britta Warda

D er neue Führer der mittlerweile zwölf-
bändigen Reihe aus dem Junius Ver-
lag beschäftigt sich mit dem bevöl-

kerungsreichsten Bezirk Hamburgs. Mehr 
als 400.000 Menschen sind in Wandsbek 
zu Hause, dennoch ist der Nordosten der 
Stadt vielen Hamburgern unbekannt. Kaum 
ein Ausflügler verirrt sich in das wenig 
einladende historische Zentrum mit dem 
Busbahnhof und der lärmenden Wandsbeker 
Marktstraße. Bei genauerem Hinsehen lassen 
sich jedoch zwischen den Nachkriegsbauten 
Spuren der bedeutenden Vergangenheit 
Wandsbeks entdecken. 

Auf dem ersten Rundgang lernt der Spa-
ziergänger die geistige Zentralfigur Wands-
beks kennen. Gleich zwei Skulpturen in 
Bahnhofsnähe würdigen Matthias Claudius 
(1740-1815), der nicht nur das bekannte 
Lied „Der Mond ist aufgegangen“ ersann, 
sondern auch von 1771 bis 1775 für den 
über Wandsbeks Grenzen hinaus bekannten 
Wandsbeker Bothen verantwortlich zeich-
nete. Für die Zeitung schrieben seinerzeit 
literarische Größen wie Klopstock, Herder 
und der junge Goethe. 

Gegenüber dem Bahnhof befand sich bis 
1861 ein imposantes Wasserschloss, von dem 
heute nur noch Überbleibsel im Bezirksamt 
zu finden sind. 1597 vom Statthalter des 
dänischen Königs errichtet, wurde es – zum 

allgemeinen Entsetzen der Bevölkerung 
– im Zuge von Immobilienspekulationen 
einfach abgerissen. Die stattdessen errich-
teten Wohnhäuser für eine zahlungskräf-
tige Kundschaft führten zur Gründung des 
Stadtteils Marienthal. 

Die dreistündige Radtour von Fried-
richsberg nach Rahlstedt führt entlang 
der Wandse, einem 20 Kilometer langen 
Nebenfluss der Alster, und gewährt Ein-
blick in das jüdische Erbe des Bezirks 
sowie in die Geschichte seiner Indus-
trialisierung. Ziele sind der Jüdische 
Friedhof, das Staatsarchiv, Hefewerk und 
Zigarettenfabrik, der Eichtalpark und die 
KZ-Gedenkstätte. 

Auf dem Rundgang durch Steilshoop 
lässt sich etwas über Architekturpsychologie 
erfahren: Neben den gigantischen Hoch-
häusern finden sich im Stadtteil Streuobst-
wiesen und mit dem Appelhofweiher ein 
Gewässer, auf dem Kinder im Sommer 
segeln lernen können. 

Weitere Rundgänge erkunden Ohlsdorf 
(inklusive Friedhof) sowie die Walddörfer 
mit Volksdorf, Wohldorf und dem Duven- 
stedter Brook. Alle Touren sind mit vielen 
spannenden Informationen angereichert. 
Tipps zu Gastronomie, Einkauf, Sport 
und Kultur runden den Stadtführer ab. �

Katja Nicklaus: Wandsbekbuch.  

Mit Volksdorf, Steilshoop, Wandsezug,  

Duvenstedter Brook  

und Ohlsdorf, Hamburg 2016,  

Junius Verlag, 176 Seiten, 16,80 Euro

	

Aus der nachstehenden Tabelle können 
Mieter ablesen, bis zu welchem Datum eine 
Kündigung dem Vermieter zugegangen 
sein muss, damit der betreffende Monat bei 

der Kündigungsfrist mitzählt. Sodann nen-
nen wir jeweils den Tag, an dem das Miet-
verhältnis bei dreimonatiger Kündigungs-
frist endet, und schließlich den Termin für 

die späteste Rückgabe der Wohnung. Die 
Termine gelten auch bei einer vom Ver-
mieter ausgesprochenen Kündigung mit 
dreimonatiger Frist.

Kündigungszugang spätestens am Mietverhältnis endet am Räumung in Hamburg * bis 12 Uhr mittags am

4. April 2017 30. Juni 2017 1. Juli 2017**
4. Mai 2017 31. Juli 2017 1. August 2017
3. Juni 2017 31. August 2017 1. September 2017
4. Juli 2017 30. September 2017 2. Oktober 2017

 
*gemäß hamburgischem Landesrecht. Die Folgetermine nennen wir im nächsten Heft. Hinweis: Feiertage außerhalb Hamburgs sind nicht berücksichtigt.
**strittig. Bitte halten Sie gegebenenfalls Rücksprache mit Ihrem Berater. Hinweis: Feiertage außerhalb Hamburgs sind nicht berücksichtigt.

Fälle von Wohnungsverlust konnten mithilfe der bezirklichen 
Fachstellen für Wohnungsnotfälle 2016 abgewendet werden. 
Mehr als 80 Prozent der Mieter, die etwa durch eine fristlose 
Kündigung oder Räumungsklage ihre Wohnung zu verlieren 
drohten, konnten diese dank der Unterstützung behalten.
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Buchtipp

Skizzen aus dem  
Schanzen-Alltag
Von Volker Stahl

Jens Natter wohnt nur einen Steinwurf vom 
Schanzenviertel entfernt. In seinem neuen Buch 
skizziert der Zeichner und Cartoonist das bunte 
Leben im Szenestadtteil. Die Kurzcomics sind 
eine gelungene Mischung aus historischen 
Miniaturen und humorvoll aufbereiteten Alltagsepisoden.

Einmal hat er Besuch aus der Schweiz, mit dem er am Ende eines 
feucht-fröhlichen Kneipenbummels im Lokal „mutter“ landet 
(„… und hier die letzte Sehenswürdigkeit“). Es ist spät in der 

Nacht. Plötzlich dringt ein schrilles „tatütata“ durch die Tür. „Wieder 
Krawall wegen des Schanzenfestes“, klärt der Wirt die Gäste auf. Dem 
angeschickerten Natter dämmert, was das zu bedeuten hat: „Mist, 
dann wird das Viertel von der Polizei wieder komplett abgeriegelt. 
Der Heimweg wird ewig dauern.“ Was tun? Der Gastgeber löst die 
Situation pragmatisch: „... wir nehmen dann noch zwei!“ Das ist der 
Stoff, aus dem der Zeichenkünstler seine Bildgeschichten schöpft. 
Die eben beschriebene, die das Leben in einem, nun ja, virulenten 
Stadtteil schrieb, heißt treffend „bei Muttern“.

Doch Jens Natter kann auch anders. In der Geschichte „Der 
1. Hagenbeck“ erinnert an die Anfänge des heute weltberühm-
ten Zoos am Pferdemarkt, „Rumble in the Flora“ skizziert 
das Leben des Sinto-Boxers Johann „Rukeli“ Trollmann und 
der „Zoff um den Wasserturm“ handelt vom erfolgreichen 

Kampf um öffentliche Räume. Nur dank der Proteste von 
Anwohnern ist das Areal rund um den 1910 erbauten 

Wasserspeicher noch heute für jedermann 
betretbar. An der „Schanze“ reizt Natter „die 
Widersprüchlichkeit des Viertels, weil gerade 

durch die Reibung hier der Stadtteil ein eigenes 
Gesicht bekommt“. 

Seit 2006 lebt Jens Natter mit seiner Familie 

in Eimsbüttel, wo der studierte Sozialpädagoge bis 2013 in der 
Kinder-und Jugendhilfe tätig war. Seit 2014 lebt er ausschließlich 
von seiner künstlerischen Tätigkeit in den Bereichen Comic, 
Cartoon und Karikatur. Damit ging ein Wunschtraum für den 
41-Jährigen in Erfüllung, denn: „Ich bin bereits als Kind von 
Comics fasziniert gewesen. Ich glaube, ein Stapel alter Comichefte, 
an den ich irgendwie gelangt bin, war der Auslöser.“ Erst sei es 
das Abzeichnen der Figuren gewesen, später weitete er seine 
Leidenschaft auf selbsterdachte Figuren und Handlungen aus.

Aufmerksamen Lesern des MieterJournals ist Natter als 
Cartoonist bekannt. „Cartoons sind Ein-Bild-Witze“, erklärt 
der Künstler das Genre, „je kürzer und klarer der Text in 
einem Cartoon ist, desto treffsicherer wird er meist auch in 
der Pointe.“ Jens Natter, der auch als Schnellzeichner auf Ver-
anstaltungen tätig ist, changiert zwischen Illustration, Comics 
und Karikaturen, um „sich das Zeichnen spannend zu halten“. 
„Das führt aber manchmal auch dazu, dass ich bei den vielen 
Stilwechseln die einzelnen Grundregeln der jeweiligen Genres 
vergesse. Im positiven Fall kommt etwas Neues dabei raus, im 
negativen unklares Gekritzel.“

Von wegen Gekritzel – Natters mit feinem Stift gezeichnete 
„Ein-Bild-Witze“ und Geschichten erfreuen nicht nur das Auge, 
sondern kitzeln auch den Verstand. �

Jens Natter: Die Schanze. Stadtteilcomics,  Boyens Verlag, Heide/Holstein, 80 Seiten, durchgehend  
farbig, 12,95 Euro; das Buch erscheint Anfang April
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Preisrätsel

Der Miete-Witz –  
ernsthaft betrachtet
Kommentar des Mietervereins:

A uch wenn vergleichbare Dialoge zwischen den Mietparteien 
in einem Treppenhaus nicht alltäglich sein dürften, kommt es 
immer wieder vor, dass Vermieter ohne Wissen des Mieters 

mit einem Zweitschlüssel die Wohnung betreten. Unabhängig davon, 
dass es sich hier um einen extremen Vertrauensbruch gegenüber 
dem Mieter handelt, begeht der Vermieter, der unerlaubt in eine 
Mietwohnung eindringt, einen Hausfriedensbruch nach § 123 StGB 
und muss auf Antrag mit strafrechtlichen Sanktionen rechnen. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob der Vermieter ohne Wissen des Mieters 
den Zweitschlüssel für die Wohnung hat oder der Mieter dem Ver-
mieter einen weiteren Schlüssel für seine Wohnung für Notfälle und 
zur Gefahrenabwehr überlassen hat. Die Beratungspraxis zeigt, dass 
insbesondere kleinere Vermieter nicht selten in die Wohnungen ihrer 
Mieter eindringen, um zu „kontrollieren“, ob alles in Ordnung ist. Weil 
dies in den meisten Fällen heimlich erfolgt, ohne dass Spuren hinter-
lassen werden, ist die Beweislage für die Mieter sehr schwierig. Aus 
diesem Grund kann Mietern, die den Verdacht haben, dass während 
ihrer Abwesenheit die Wohnung von ungebetenen Gästen aufgesucht 
wird, nur empfohlen werden, das Schloss auszutauschen. Durch diese 
verhältnismäßige kostengünstige Maßnahme kann auf der einen Seite 
Sorge dafür getragen werden, dass man in den eigenen vier Wänden 
kein „ungutes Gefühl“ haben muss und auf der anderen Seite sicher-
gestellt werden, dass der „edle Tropfen“ bei der Heimkehr noch da ist.

Siegmund Chychla 
Vorsitzender MIETERVEREIN ZU HAMBURG

Raten Sie doch wieder mit!
Es werden 10 Buchpreise im Wert bis zu 15 Euro verlost.  

Bitte schreiben Sie das Lösungswort auf eine  
Postkarte und schicken diese bis zum bis zum 15. April 2017 an:

Mieterverein zu Hamburg
-Rätselredaktion-

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg

Oder senden Sie eine E-Mail an:

mieterraetsel@mieterverein-hamburg.de

Die richtige Lösung in der Ausgabe 4/2016 lautet:

OBERTEIL

Die Gewinner sind:
Karla Reher, Angelika Plep, Gerd Eggers, Käthe Witthaus, Friederike von 
Hodenberg, Hans-Joachim Suhr, Magdalena Eberhard, Barbara Rothe, 
Edeltraut Johannsen (alle wohnhaft in Hamburg), Johann Selent (Glinde)
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AB IN DIE GRÜNE BIOTONNE!
Was alles in die Biotonne gehört, welche Vorteile sie bietet 
und wie Sie selbst mitmachen können erfahren Sie unter: 
www.stadtreinigung.hamburg oder Tel. 2576-2799

SEID KEIN

SPEISERESTE UND KÜCHENABFÄLLE GEHÖREN

IN DIE BIOTONNE!

FAULES
GEMÜSE!


